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Gemeinde Mühlenbecker Land Stand: 08.05.2026 
Fachbereich Bau, Planung, Wirtschaftsförderung (FB 1) 

 

Ergebnisse der Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB sowie der Nachbar-
gemeinden gemäß § 2 Abs. 2 BauGB zum Entwurf des Flächennutzungsplans sowie deren Berücksichtigung oder Nicht-Berück-
sichtigung bei der weiteren Planung 

 
Für den Entwurf des Flächennutzungsplans der Gemeinde Mühlenbecker Land mit Begründung einschließlich Umweltbericht (Stand  
26.07.2024) sowie den Entwurf des Landschaftsplans der Gemeinde Mühlenbecker Land (Stand: 22.05.2024) wurde vom 09.12.2024 bis zum 
31.01.2025 die Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB sowie der Nachbargemeinden 
gemäß § 2 Abs. 2 BauGB durchgeführt. Teils wurden Nachfristen für die Beantwortung eingeräumt. 
 
Die Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sowie der Nachbargemeinden wurde durch Hinweis auf die förmliche 
Öffentlichkeitsbeteiligung im Sinne von § 3 Abs. 2 BauGB, welche durch Veröffentlichung der Planunterlagen im Internet mit ergänzender 
öffentlicher Auslegung erfolgte, in die Wege geleitet. Ein entsprechendes Anschreiben wurde am 09.12.2024 per Mail versandt. 
 
Die Stellungnahmen wurden geprüft und sollen wie folgt bei der weiteren Planung berücksichtigt werden: 
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I. Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
 

Nr. Anregung von Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

RO – Raumordnung, Landesplanung 

01 
 
 

Ministerium für Infrastruktur und 
Raumordnung, 
Gemeinsame Landesplanungsab-
teilung 
 
Schreiben vom 29.01.2025 
Eingegangen am 29.01.2025 

Beurteilung der Planungsabsicht auf Grundlage der Landesplanung: 
Ziele der Raumordnung stehen nicht entgegen 
 
Die GL äußert sich im Rahmen der Behördenbeteiligung1 an kommunalen Bauleitplanungen zu den 
Inhalten der Landesplanung (LEPro, LEP HR, LEP FS, Braunkohleplanung). Die Belange der Regional-
planung, insbesondere auch die beachtenspflichtigen regionalplanerischen Ziele, werden durch die Re-
gionale Planungsgemeinschaft vertreten. Die Regionale Planungsgemeinschaft ist als Träger öffentli-
cher Belangdurch die Kommune direkt zu beteiligen. 
 
Erläuterungen: 
In unserer letzten Stellungnahme vom 21.02.2024 zu dem o. g. Vorhaben haben wir mitgeteilt, dass 
kein Widerspruch zu Zielen der Raumordnung zu erkennen ist. Die Inhalte der Stellungnahme vom 
21.02.2024 gelten weiterhin. 
Wir weisen erneut darauf hin, dass die von der Darstellung ausgenommenen Flächen (Weißflächen) 
nicht bewertet wurden. Da die Zielplanung der Gemeinde jedoch der Begründung zum Flächennut-
zungsplan entnommen werden kann (S. 73 ff der Begründung), weisen wir darauf hin, dass – bei einer 
späteren Darstellung bzw. Umsetzung – die Ziele der Raumordnung zu beachten sind. 
Die Wachstumsreserve für den Ortsteil Mühlenbeck wird mit der Darstellung neuer Wohnsiedlungsflä-
chen vollständig ausgeschöpft (9,9 ha). Die Eigenentwicklungsoption für die Gemeinde Mühlenbecker 
Land wird nicht überschritten. Für künftige Entwicklungen von Wohnsiedlungsflächen steht der Ge-
meinde noch eine Eigenentwicklungsoption von 13,8 ha zur Verfügung. 
 
Rechtliche Grundlagen zur Beurteilung der Planungsabsicht 
Landesentwicklungsprogramm 2007 (LEPro 2007) vom 18.12.2007, (GVBl. I S. 235) 
Landesentwicklungsplan Hauptstadtregion Berlin – Brandenburg (LEP HR) vom 29.04.2019 (GVBl. II, 
Nr. 35) 
 
Bindungswirkung 
Gemäß § 1 Abs. 4 BauGB sind Bauleitpläne an die Ziele der Raumordnung anzupassen. Die Ziele der 
Raumordnung können im Rahmen der Abwägung nicht überwunden werden. 
Die für die Planung relevanten Grundsätze und sonstigen Erfordernisse der Raumordnung sind aus den 
o. g. Rechtsgrundlagen von der Kommune eigenständig zu ermitteln und im Rahmen der Abwägung 
angemessen zu berücksichtigen. 
 
 
 
 

Kenntnisnahme. Keine Abwägung erforderlich. 
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Hinweise 
• Diese Stellungnahme gilt, solange die Grundlagen, die zur Beurteilung der Planung geführt haben, 

nicht wesentlich geändert wurden. Die Erfordernisse aus weiteren Rechtsvorschriften bleiben von 
dieser Mitteilung unberührt. 

• Wir bitten, Beteiligungen zu Bauleitplanverfahren nur in digitaler Form durchzuführen (E-Mail oder 
Download-Link) und dafür ausschließlich unser Referatspostfach zu nutzen: gl5.post@gl.berlin-
brandenburg.de. 

• Wir bitten, Mitteilungen über das Inkrafttreten von Bauleitplänen sowie Satzungen nach § 34 (4) 
BauGB oder die Einstellung von Verfahren nur in digitaler Form (E-Mail oder Download-Link) zu 
senden an unser Referatspostfach gl5.post@gl.berlin-brandenburg.de sowie zur Aktualisierung 
des Raumordnungskatasters/PLIS zusätzlich an das LBV/Raumbeobachtung: PLIS@lbv.branden-
burg.de. 

• Information für den Fall der Erhebung personenbezogener Daten siehe folgenden Link: 
https://gl.berlin-brandenburg.de/wp-content/uploads/Info-personenbezogene-Daten-GL-5.pdf. 

02 Regionale Planungsgemeinschaft 
Prignitz-Oberhavel 
 
Schreiben vom 24.01.2025 
Eingegangen am 24.01.2025 

wir bedanken uns für Ihr Schreiben vom 09.12.2024 und möchten Ihnen hiermit die regionalplanerische 
Stellungnahme zu dem oben genannten Verfahren mitteilen. 
 
Der Entwurf des Flächennutzungsplanes mit integriertem Landschaftsplan für die Gemeinde Mühlenbe-
cker Land ist mit den Belangen der Regionalen Planungsgemeinschaft Prignitz-Oberhavel vereinbar. 
 
Erläuterung: 
Mit dem überarbeiteten Entwurf des Flächennutzungsplanes für die Gemeinde Mühlenbecker Land sol-
len die bestehenden Flächennutzungspläne für die ehemals eigenständigen Ortsteile zusammenge-
führt, harmonisiert und bedarfsgerecht fortgeschrieben werden. Parallel werden Entwicklungsziele der 
Landschaftsplanung in den Flächennutzungsplan integriert. Die Planung war im Rahmen der Behörden-
beteiligung bereits mehrfach Gegenstand regionalplanerischer Stellungnahme (vgl. Schreiben vom 
29.11.2016 und 31.01.2024). Seinerzeit ist die Vereinbarkeit mit den Erfordernissen der Regionalpla-
nung festgestellt worden. Raumordnerische Belange in der Zuständigkeit der Regionalplanung stehen 
der angezeigten Planung weiterhin nicht entgegen. 
 
Hinweise zu Planungsstand und Beschlusslagen: 
Zurzeit wird der Sachliche Teilplan „Windenergienutzung (2024)“ erarbeitet. Mit dem Regionalplan sol-
len in den Landkreisen Oberhavel, Ostprignitz-Ruppin und Prignitz Vorranggebiete für die Windenergie-
nutzung festgelegt werden. Am 27. Juni 2024 hat die Regionalversammlung Prignitz-Oberhavel den 
Regionalplanentwurf gebilligt und die Einleitung des Beteiligungsverfahrens beschlossen. Die Regio-
nale Planungsstelle führt seit dem 18. Dezember 2024 die förmliche Beteiligung durch, die noch bis zum 
18. März 2025 andauern wird. Die geplanten Festlegungen des Regionalplans begründen kein Konflikt-
potenzial gegenüber der angezeigten Planung. 
 
Im Einvernehmen mit der Gemeinsamen Landesplanung Berlin-Brandenburg wird das anhängige Kla-
geverfahren zum Sachlichen Teilplan "Freiraum und Windenergie" (ReP FW) vom 21. November 2018 
vor dem Hintergrund veränderter rechtlicher Rahmenbedingungen eingestellt. Im Zuge dessen werden 

Kenntnisnahme. Keine Abwägung erforderlich. 
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auch die Festlegungen der genehmigten, aber nicht veröffentlichten Kapitel zum Freiraum und zu den 
Historisch bedeutsamen Kulturlandschaften vorerst aufgehoben und sollen im Rahmen eines integrier-
ten Regionalplans überarbeitet werden. Dieser soll gemäß Aufstellungsbeschluss der Regionalver-
sammlung im Anschluss an den im Verfahren befindlichen Sachlichen Teilplan „Windenergienut-
zung2024“ aufgestellt werden. 
 
Rechtliche Grundlagen 
Satzung über den Regionalplan Prignitz-Oberhavel, Sachlicher Teilplan "Rohstoffsicherung/Windener-
gienutzung" (ReP-Rohstoffe) vom 24. November 2010 (ABl. 2012 S. 1659) 
Satzung über den Regionalplan Prignitz-Oberhavel, Sachlicher Teilplan "Grundfunktionale Schwer-
punkte" (ReP GSP) vom 8. Oktober 2020 (ABl. S. 1321) 
 
Bindungswirkung 
Von den regionalplanerischen Zielen gehen eine Anpassungspflicht gemäß § 1 Absatz 4 BauGB bzw. 
eine Beachtenspflicht gemäß § 4 Absatz 1 Satz 1 ROG aus. Die Grundsätze und sonstigen Erforder-
nisse der Raumordnung sind in der Abwägung zu berücksichtigen (ebd.). 
 
Hinweise 
Die Satzung über den Regionalplan Prignitz-Oberhavel, Sachlicher Teilplan "Rohstoffsicherung / Wind-
energienutzung" wurde mit Bescheid vom 14. Februar 2012 teilweise genehmigt. Von der Genehmigung 
ausgenommen sind die Festlegung des Vorbehaltsgebietes Nr. 65 "Sicherung oberflächennaher Roh-
stoffe" sowie die Festlegungen zur "Steuerung der Windenergienutzung". Der Regionalplan wurde zum 
Zwecke der Bekanntmachung entsprechend redaktionell angepasst und trägt nunmehr die Bezeichnung 
Regionalplan "Rohstoffsicherung". 
Durch die regionalplanerische Stellungnahme bleibt die aufgrund anderer Vorschriften bestehende Ver-
pflichtung zum Einholen von Genehmigungen, Bewilligungen oder Zustimmungen unberührt. 
Nach Abschluss des Beteiligungsverfahrens bitten wir um Information über den Planungsfortgang und 
die Genehmigungsinhalte. 

03 Landkreis Oberhavel 
Dezernat I – Bauen, Wirtschaft 
und Umwelt  
 
Schreiben vom 21.01.2025 
Eingegangen am  

[Gemeinsames Schrieben des Landkreises Oberhavel, siehe UM03, VERK04, SCHUL01, V+E01, 
SI05] 
 
Die Stellungnahme des Landkreises zum Entwurf Stand 12/2023 vom 13.02.2024 behält zu den nicht 
berücksichtigten Sachverhalten weiterhin Gültigkeit, sofern sie nicht durch aktuelle Entwicklungen über-
holt sind. Zum vorliegenden Entwurf Stand Juli 2024 werden von Seiten des Landkreises Oberhavel 
nachfolgende Anmerkungen gemacht. Ich bitte Sie, diese in den Abwägungsprozess einzubeziehen.  
Die formellen und materiellen Regelungsinhalte sowie Erfordernisse, die aus weiteren Rechtsvorschrif-
ten entstehen, bleiben von dieser Stellungnahme unberührt. 
 
1. Belange des Bereiches Planung 
1.1 Weiterführende Hinweise 
1.1.1 Hinweise 
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a) Die Hinweise des Bereiches Planung zur Plandarstellung des FNP-Entwurfes Stand 12/2023 behal-
ten weiterhin Gültigkeit. Darüber hinaus wird angemerkt, dass die erfolgte Darstellungssystematik mit 
gleichlautenden Buchstabenkombinationen sowohl als Zuordnung für „Flächen“ (innerhalb eines Krei-
ses), als auch als Zuordnung zu „Standorten“ (innerhalb eines Quadrates), insgesamt hinsichtlich der 
Lesbarkeit erschwerend verortbar/zuordenbar ist. Beispielhaft sei hier nachfolgend ein Auszug aus dem 
FNP für die Ortslage Schildow abgebildet:  
[Auszug FNP-Ortslage Schildow Stand 26.07.2024 und Auszug Planzeichenerklärung] 
 
Die Abgrenzung der erfolgten Flächendarstellungen mit dem Flächensymbol [Sonderbauflächen mit An-
gabe der Zweckbestimmung] und den Zweckbestimmungen [Kinderbetreuung, Jugendbetreuung] bzw. 
[Schule, Bildung] ist zwar erkennbar, jedoch aufgrund der Überlagerung mit den zusätzlichen Standort-
symbolen (4) für den Betrachter nur erschwert lesbar. Das Erfordernis der Zuordnung eines Standort-
symbols [Kinderbetreuung, Jugendbetreuung] zur Flächendarstellung [Schule, Bildung] erschließt dem 
Betrachter in diesem Kontext nicht abschließend. 
 
 
b) Die angegebene Rechtsgrundlage „Teil der infrastrukturellen Grundausstattung der Gemeinde im 
Sinne von § 5 Abs. 2 Nr. 2a BauGB“ ist für das Flächensymbol [Sonderbauflächen mit Angabe der 
Zweckbestimmung] zu prüfen.  
 
c) Im westlichen Ortseingangsbereich der Ortslage Schönfließ erfolgte die Darstellung einer Sonder-
baufläche ohne Angabe einer Zweckbestimmung, jedoch mit konkretisierender Darstellung eines Stand-
ortsymbols mit der Bezeichnung „Feuerwehr, Rettungswache“. 
[Auszug Planzeichnung- westlicher Ortseingang Schönfließ] 
Die Darstellung ist hinsichtlich der dargestellten Inhalte (Flächendarstellung/Standortdarstellung) zu 
prüfen und in Übereinstimmung zu bringen. 
 
d) Im „Einzelhandelskonzept der Gemeinde Mühlenbecker Land“ (Beschluss-Nr. HI/0417/17/22 vom 
08.05.2017) wurden zwei Nahversorgungslagen für den Ortsteil Schönfließ mit der Bezeichnung „Nah-
versorgungslage Stieleichenstraße“ und für den Ortsteil Zühlsdorf mit der Bezeichnung „Nahversor-
gungslage Zühlsdorf“ für die Sicherung der Nahversorgung herausgearbeitet und als Nahversorgungs-
lage festgelegt (Karte 4: Räumliche Struktur des Zentren- und Standortkonzeptes der Gemeinde Müh-
lenbecker Land; S. 44). Für die Nahversorgungslage des Ortsteils Zühlsdorf wurde bereits für einen 
Standort unter Beachtung des „Einzelhandelskonzeptes der Gemeinde Mühlenbecker Land“, ein „Sco-
ping-Verfahren für die Schaffung der planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Zulässigkeit eines 
Nahversorgers sowie baulicher Anlagen für die Wohnnutzung“ (BPL „Wohnen und Nahversorgung 
Zühlsdorf“) in 2023 durchgeführt. Unter Pkt. 6.3 „Einkauf und Versorgung“ (S. 22) finden sich hierzu 
keinerlei Aussagen. Unter Pkt. 7.3 „Flächen für Einkauf und Versorgung“ (S. 34) wird zumindest die 
Nahversorgungslage im OT Schönfließ benannt, jedoch untersetzend angeführt, dass „ausschließlich 
die Versorgungsbereiche Mühlenbeck und Schildow sowie die Nahversorgungslage des OT Schönfließ 
entwickelt werden sollen“. Für den OT Zühlsdorf wird festgestellt, dass „ein Bedarf an Nahversorgungs-
angeboten besteht“, weitergehend aber konstatiert, dass „dieser Standort indes ausdrücklich ein ergän-

Die Abwägung zu der Stellungnahme behält insoweit ihre Gül-
tigkeit. 
 
 
 
 
 
 
Berücksichtigung. Die Planung wird konsequent so umgestellt, 
dass Sonderbauflächen und Grünflächen Zweckbestimmungen 
mit rundem Symbol erhalten, und Anlagen innerhalb anderer 
Bauflächen durch viereckiges Standortsymbol gekennzeichnet 
werden. Eine Vermischung, etwa durch viereckige Standortsym-
bole innerhalb von Sonderbauflächen, soll künftig nicht mehr 
vorkommen. 
 
Berücksichtigung. Die Rechtsgrundlagen wurden überprüft. 
 
 
 
Berücksichtigung. Die Sonderbaufläche erhält – wie es auch ge-
dacht war – ein Symbol der Zweckbestimmung. 
 
 
 
 
 
Berücksichtigung. Von einer verbindlichen Standortfestlegung 
für einen (großflächigen) Einzelhandelsstandort der Nahversor-
gung im Ortsteil Zühlsdorf wird abgesehen, da mehrere Stand-
orte aus Sicht der Gemeinde für eine Ansiedlung geeignet sind, 
ein entsprechender Vorhabenträger aber daher nicht auf einen 
einzigen Standort beschränkt werden soll. Da voraussichtlich an 
allen Standorten ein Bebauungsplan aufgestellt werden müsste, 
zieht es die Gemeinde vor, den Flächennutzungsplan in dem 
Fall um einen Standort zu ergänzen, als im Bedarfsfall einen be-
reits dargestellten Standort zu ändern. Die Zielstellung, einen 
Nahversorger nach Zühlsdorf zu bringen, ist demgegenüber un-
verändert. Die Ausführungen in der Begründung werden er-
gänzt, um diese strategische Entscheidung besser nachvollzieh-
bar zu machen. 
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zendes Angebot darstellen und so entwickelt werden soll, dass umliegende zentrale Versorgungsberei-
che nicht beeinträchtigt werden” (S. 35). Diese Aussage wird dem Entwicklungsbedarf hinsichtlich einer 
zu sichernden bedarfsdeckenden Nahversorgung für den Ortsteil Zühlsdorf nicht umfassend gerecht. In 
der Ortslage Zühlsdorf gibt es bis dato keine Einzelhandelseinrichtungen. Mit einem „ergänzenden An-
gebot“ und der erfolgten Priorisierung der Versorgungsbereiche Mühlenbeck/Schildow und der Nahver-
sorgungslage Schönfließ, kann die erforderliche Sicherung des Bedarfes an Nahversorgungsangeboten 
im Ortsteil Zühlsdorf nicht gesichert werden. Die getroffenen Aussagen zur Nahversorgungslage des 
OT Zühlsdorf sind nicht abschließend stimmig und nicht abschließend entwicklungsorientiert formuliert. 
Ob die weitergehend im FNP herausgearbeiteten Standortoptionen (Abbildung 4: Potentieller Einzel-
handelsstandort Zühlsdorf“ S. 35/36) dann das „ergänzende Angebot“ vorhalten können/sollen, er-
schließt sich nicht. Der Sachverhalt ist zu prüfen. 
 
7. Belange des Fachdienstes Liegenschaftskataster 
7.1 Weiterführender Hinweis 
7.1.1. Hinweis 
Belanges des Fachdienstes Liegenschaftskataster werden nicht berührt. 
 
Schlussbemerkungen 
Diese Stellungnahme entbindet nicht von notwendigen Abstimmungen oder Genehmigungen. Für ein 
Erörterungsgespräch mit Bezug auf die o. g. Satzung steht die im Briefkopf genannte Sachbearbeiterin 
bei Bedarf gerne zur Verfügung. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. Es ergeben sich keine in die Abwägung einzu-
stellenden Sachverhalte. 

UM – Umwelt, Natur, Landschaft 

01 Landesamt für Umwelt 
 
Schreiben vom 29.01.2025 
Eingegangen am 29.01.2025 

die zum o. g. Betreff übergebenen Unterlagen wurden von den Fachabteilungen Naturschutz, Immissi-
onsschutz und Wasserwirtschaft (Prüfung des Belangs Wasserwirtschaft hier bezogen auf die Zustän-
digkeiten des Wasserwirtschaftsamtes gemäß BbgWG § 126, Abs. 3, Satz 3, Punkte 1-5 u. 8) des Lan-
desamtes für Umwelt (LfU) zur Kenntnis genommen und geprüft. Im Ergebnis dieser Prüfung werden 
für die weitere Bearbeitung der Planungsunterlagen sowie deren Umsetzung beiliegende Stellungnah-
men der Fachabteilungen Immissionsschutz und Wasserwirtschaft übergeben. Eine Stellungnahme aus 
dem Fachbereich Naturschutz kann aus Kapazitätsgründen nicht erfolgen. 
 
Immissionsschutz 
Fachliche Stellungnahme 
Sonstige fachliche Informationen oder rechtserhebliche Hinweise aus der eigenen Zuständigkeit zu dem 
o. g. Plan, gegliedert nach Sachkomplexen, jeweils mit Begründung und ggf. Rechtsgrundlage 
 
1. Planungsgrundsatz 
Der vorliegende aktualisierte Entwurf (Stand Juli 2024) des Flächennutzungsplans (FNP) wurde insbe-
sondere nach den Grundsätzen des § 50 BImSchG [1] i. V. m. § 1 Abs. 5 und 6 BauGB [2] geprüft. 
Danach sollen Flächen unterschiedlicher Nutzung einander so zugeordnet werden, dass schädliche 
Umwelteinwirkungen (§§ 1 und 3 BImSchG) auf schutzwürdige Nutzungen weitgehend vermieden und 
neue Konfliktlagen ausgeschlossen werden. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die allgemeinen Ausführungen werden zur Kenntnis genom-
men. Diese finden in der Planung Berücksichtigung. 
 
 
 



 

Auswertung der Stellungnahmen gem. § 4 Abs. 2 BauGB - Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange/ Stand 08.05.2026 7 / 42 

 
Für gewachsene Gemengelagen gilt ein Verbesserungsgebot bzw. Verschlechterungsverbot sowie das-
Gebot der gegenseitigen Rücksichtnahme. Bei Neuplanungen sind Gemengelagen auszuschließen. 
Hier ist der o. g. Vorsorgegrundsatz zu beachten. 
 
Für die Zulässigkeit von Bauvorhaben innerhalb der Siedlungsgebiete gem. § 34 BauGB ist, wenn keine 
verbindliche Bauleitplanung vorliegt, grundsätzlich von der tatsächlichen Nutzung der Umgebungsbe-
bauung auszugehen. Sofern die Gebietscharakteristik der Umgebungsbebauung im Sinne der Baunut-
zungsverordnung [3] nicht eindeutig bestimmt werden kann, dienen die Entwicklungsabsichten, die die 
Gemeinde Mühlenbecker Land mit den Ortsteilen Schildow, Mühlenbeck, Schönfließ und Zühlsdorf im 
FNP festlegt, als Orientierung. 
 
Der Landschaftsplan (Entwurf Stand Mai 2024) der Gemeinde Mühlenbecker Land wurde durch den 
Fachbereich Immissionsschutz nicht geprüft. 
 
2. Sachstand 
Planungsziel ist die Aufstellung eines gemeinsamen Flächennutzungsplans für die Gemeinde Mühlen-
becker Land, welcher die bisher eigenständigen und gemäß § 204 Abs. 2 BauGB fortgeltenden Flä-
chennutzungspläne für die ehemals eigenständigen Gemeinden und heutigen Ortsteile der Gemeinde 
Mühlenbecker Land zusammenführt. Damit soll eine nachhaltige städtebauliche Entwicklung vorbereitet 
und der Rahmen für die Entwicklung künftiger Bebauungspläne dargestellt werden. 
 
Gegenstand der Stellungnahme ist der aktualisierte Entwurf (Stand Juli 2024) des FNP der Gemeinde 
Mühlenbecker Land mit den Ortsteilen Schildow, Mühlenbeck, Schönfließ und Zühlsdorf im Rahmen der 
Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 2 BauGB. 
 
Das Landesamt für Umwelt (LfU), Fachbereich Immissionsschutz, hat zuletzt am 12.02.2024, Gesch-
Z.: LFU-TOEB-3700/915+25#54160/2024, im Rahmen der förmlichen Beteiligung der Träger öffentli-
cher Belange eine Stellungnahme abgegeben. Mit Stand vom 23.05.2024 liegt das Ergebnis der Abwä-
gung vor. 
 
3. Stellungnahme 
Den Abwägungsvorschlägen [4] zur Stellungnahme des Fachbereichs Immissionsschutz vom 
12.02.2024 [5] (S. 24/63 bis 30/63) kann im Wesentlichen gefolgt werden. Zu den Darstellungen der 
Planzeichnung ergeben sich somit keine weiteren Hinweise. Eine Lösung der durch die geplanten Flä-
chennutzungen möglichen Immissionskonflikte wird lt. Abwägung für die nachgeordnete Planungs-
ebene in Aussicht gestellt. Die Ergebnisse der Abwägung, insbesondere zu den folgenden Flächen: 
 
• Begründung 7.1.6: Mühlenbeck, westlich der Heidekrautbahn (W6/M30/S44), 
• Begründung 7.1.7: Mühlenbeck, östlich der Heidekrautbahn (W7), 
• Begründung 7.1.9: Mühlenbeck, Kastanienallee (W8), 
• Begründung 7.1.10: Mühlenbeck, Blankenfelder Straße (W10), 
• Begründung 7.1.12: Schildow, Mozartstraße (W15), 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme, teilweise Berücksichtigung. Die Ausführungen 
in der Begründung wurden dahingehend ergänzt, dass für alle 
Entwicklungsflächen auf die Vollzugsfähigkeit in nachfolgenden 
Planungsebenen geachtet wurde. 
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• Begründung 7.1.13: Schönfließ, Dorflagen (W18/W19/M22/M28) 
sollten in die Begründung des FNP eingestellt werden 
 
Die auf Seite 31 der Begründung unter Punkt 7.1.13 benannten Gebiete M22 und M28 finden sich weder 
in der Tabelle 1: Entwicklungsflächen des Flächennutzungsplanes (S. 27), noch in der Abb. 3 – Ent-
wicklungsflächen (S. 28) wieder. 
 
 
 
Die Hinweise der Stellungnahme vom 12.02.2024 zum Umweltbericht wurden im vorliegenden Entwurf, 
Stand Mai 2024, berücksichtigt. Es bestehen hierzu keine weiteren Hinweise. 
 
4. Fazit 
Die vorliegende Flächenplanung entspricht im Wesentlichen den Grundsätzen des § 50 BImSchG. Die 
Gebietszuordnungen erfolgen weitgehend harmonisch. Jedoch können Immissionskonflikte, insbeson-
dere bei den o. g. Flächen, nicht ausgeschlossen werden. Maßnahmen zur Vermeidung und Minderung 
von Immissionen sind daher auf der nachgeordneten Planungsebene umzusetzen und durch entspre-
chende Gutachten sind Vorschläge für textliche Festsetzungen zu erarbeiten. 
 
Die vorliegende Stellungnahme verliert mit der wesentlichen Änderung der Beurteilungsgrundlagen ihre 
Gültigkeit. Das Ergebnis der Abwägung durch die Kommune ist entsprechend § 3 Abs. 2 Satz 4 BauGB 
mitzuteilen. Weiterhin wird um eine Anzeige zum Inkrafttreten des Planes bzw. die Erteilung der Geneh-
migung und die Zusendung der digitalen Planzeichnung mit den textlichen Festsetzungen, der Legende 
und der Verfahrensleiste an die E-Mail: TOEB@LfU.Brandenburg.de gebeten. 
 
[1] Bundes-Immissionsschutzgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBl. I 
S. 1274; 2021 I S. 123), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 3. Juli 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 
225, Nr. 340) geändert worden ist 
[2] Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), das 
zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 20. Dezember 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 394) geändert worden 
ist 
[3] Baunutzungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 
3786), die zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 3. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176) geändert worden 
ist 
[4] Gemeinde Mühlenbecker Land, Fachbereich Bau, Planung Wirtschaftsförderung (FB 1), Ergebnisse 
der Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB sowie 
der Nachbargemeinden gemäß § 2 Abs. 2 BauGB zum Entwurf des Flächennutzungsplans sowie deren 
Berücksichtigung oder Nicht-Berücksichtigung bei der weiteren Planung, Stand: 23.05.2024, Gemeinde 
Mühlenbecker Land, Fachbereich Bau, Planung Wirtschaftsförderung (FB 1) 
[5] Landesamt für Umwelt, Abteilung Technischer Umweltschutz 2, Postfach 60 10 61, 14410 Potsdam, 
Gesch-Z.: LFU-TOEB-3700/915+25#54160/2024, Stellungnahme als Träger öffentlicher Belange vom 
12.02.2024 
 

 
 
 
Berichtigung erfolgt. Es handelt sich um Flächen, die zwischen-
zeitlich als Entwicklungsflächen W 34 und M 35 geführt werden. 
Die Planunterlagen wurden berichtigt. Es ergeben sich keine in 
die Abwägung einzustellenden Sachverhalte. 
 
 
Kenntnisnahme. 
 
 
 
Kenntnisnahme. Keine Abwägung erforderlich. 
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Wasserwirtschaft 
 
Fachliche Stellungnahme 
Sonstige fachliche Informationen oder rechtserhebliche Hinweise aus der eigenen Zuständigkeit zu dem 
o. g. Plan, gegliedert nach Sachkomplexen, jeweils mit Begründung und ggf. Rechtsgrundlage  
 
Die wasserwirtschaftlichen Belange des LfU gemäß BbgWG § 126 Abs. 3, Satz 3 betreffend werden 
folgende Hinweise gegeben: 
 
Das Referat W13 (Wasserwirtschaft in Genehmigungsverfahren) hat im Rahmen der Behördenbeteili-
gung zu genanntem Flächennutzungsplan zuletzt innerhalb der Gesamtstellungnahme des LfU vom 
12.02.2024 eine Stellungnahme abgegeben. 
 
Darin wurde insbesondere auf eine im Plangebiet vorhandene Grundwasser-Messstelle und auf meh-
rere nach EU-WRRL berichtspflichtige Gewässer II. Ordnung hingewiesen. 
 
Die in der Stellungnahme getroffenen Aussagen weiterhin ihre Gültigkeit. 
 
Ergänzend dazu gibt es folgende Hinweise zur Gewässerentwicklung / Hydromorphologie Oberflächen-
gewässer (Rechtsgrundlage: siehe insbesondere BbgWG § 126 (3), Satz 3, Punkte 2, 4) 
 
Es erfolgten kleinere Ergänzungen der Unterlagen. Weitergehende Hinweise wurden nicht übernommen 
bzw. auf nachfolgende Planungsebenen verwiesen. Der Vorschlag, als Kompensationsmaßnahmen 
Feuchtflächen wiederzuvernässen wird begrüßt. Es wird empfohlen, für eine Kompensation auch die 
Umsetzung von Renaturierungsmaßnahmen an Briese und insbesondere Tegeler Fließ zu prüfen, um 
damit auch die Maßnahmen des Maßnahmenprogramms zur Zielerreichung nach § 27 WHG zu unter-
stützen. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. Es wird auf die Abwägung der Beteiligung aus 
dem Januar 2024 verwiesen. Keine erneute Abwägung erfor-
derlich. 
 
 
 
 
 
Keine Berücksichtigung. Die vorgeschlagenen Maßnahmen wi-
dersprechen der Planung nicht. Da allerdings die Eingriffs-Aus-
gleichs-Konzeption für die Zwecke dieses Flächennutzungs-
plans abgeschlossen ist und zu den vorgesehenen Planvorha-
ben passt, werden die Maßnahmen nicht aufgenommen, son-
dern sollen als Ausgleich für anderweitig vorbereitete Eingriffe 
zur Verfügung stehen. 

02 Naturparkverwaltung Barnim Keine Stellungnahme.  

03 Landkreis Oberhavel 
Dezernat I – Bauen, Wirtschaft 
und Umwelt 
FB Umwelt und Kreisverwaltung 
 
Schreiben vom 21.01.2025 
 

[Gemeinsames Schrieben des Landkreises Oberhavel, siehe RO03, VERK04, SCHUL01, V+E01, 
SI05] 
 
2. Belange des Fachbereiches Landwirtschaft und Verbraucherschutz 
2.1 Weiterführende Hinweise 
2.1.1 Hinweise des Bereiches Landwirtschaft 
Die Stellungnahme zum Entwurf des FNP der Gemeinde Mühlenbecker Land Stand 12/2023 behält 
weiterhin Gültigkeit. 
 
2.1.2 Hinweise des Bereiches Jagd- und Fischereiwesen 
Fischereirechtliche Belange sind durch das Vorhaben nicht betroffen. Die bezeichneten landwirtschaft-
lichen und Grün- und Waldflächen liegen in gemeindlichen Jagdbezirken. 

 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. Es ergeben sich keine in die Abwägung einzu-
stellenden Sachverhalte. 
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Sollten mit der Umsetzung der Planung dem Jagdbezirk bejagbare Flächen entzogen werden, wären 
damit jagdrechtliche Belange berührt. Die Jagdgenossenschaften Zühlsdorf und Tegeler Fließ sollten 
daher im Rahmen des Planverfahrens beteiligt werden. 
 
 
 
3. Belange des Fachbereichs (FB) Umwelt und Kreislaufwirtschaf 
3.1 Weiterführende Hinweise 
3.1.1. Hinweise der unteren Naturschutzbehörde 
Die Stellungnahme der uNB zum Entwurf des FNP der Gemeinde Mühlenbecker Land Stand 12/2023 
behält ihre Gültigkeit. Aufgrund der nun detaillierter vorliegenden Planungsunterlagen, ergeben sich 
jedoch weitere Anmerkungen: 
 
Es wird begrüßt, dass die Siedlungsentwicklung unter Nutzung von Nachverdichtungspotenzialen in-
nerhalb vorhandener Siedlungsgebiete sowie unter Inanspruchnahme vorhandener Infrastruktur auf die 
Innenentwicklung konzentriert werden soll und damit der § 1 Abs. 5 BNatSchG bei der Flächennut-
zungsplanung Berücksichtigung findet. Die Inanspruchnahme neuer Flächen im Außenbereich sollte 
vor diesem Hintergrund und i. S. d. § 13 BNatSchG (Allgemeiner Grundsatz) vorrangig vermieden wer-
den. 
 
Einer der besonderen Entwicklungsgrundsätze lautet: „An den dargestellten Standorten für freiraumbe-
zogene Erholung (ERH) können Anlagen zur Erholung und Freizeitnutzung entwickelt werden, soweit 
sie die Umwelt und das Landschaftsbild nicht beeinträchtigen. Dies gilt auch für Anlagen zur Pferdehal-
tung, die nicht als Landwirtschaftsbetriebe im Sinne des Baugesetzbuches einzustufen sind.“ Der Groß-
teil der ERH-Flächen befindet sich im Landschaftsschutzgebiet „Westbarnim“. Es wird darauf hingewie-
sen, dass bauliche Anlagen sowie die Veränderung der Bodengestalt (z. B. Verdichtung, Versiegelung, 
Verunreinigung) im LSG einer Genehmigung bedürfen. Diese kann nur erteilt werden, wenn das Vorha-
ben dem Schutzzweck nicht erheblich zuwiderläuft. Schutzzweck ist u. a. die Erhaltung oder Wieder-
herstellung der Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes, insbesondere der Funktionsfähigkeit der Böden 
durch den Schutz des Bodens vor Überbauung, Verdichtung, Abbau und Erosion sowie die Erhaltung 
einer weiträumigen, strukturreichen und weitgehend ungestörten Landschaft. Anlagen zur Pferdehal-
tung im LSG laufen dem Schutzzweck in den meisten Fällen erheblich zuwider und sind daher vorrangig 
zu vermeiden. 
 
Neben weiteren Pferdehöfen sollen auch Kinderbauernhöfe, Spiel-, Aktivitäts- und Naturerlebnisberei-
che, Klettergärten, Anlagen für freiraumbezogene Spezialsportarten o. ä. in Betracht gezogen werden, 
nicht dagegen Nutzungen, die größere Baulichkeiten erfordern oder den Naturhaushalt oder das Land-
schaftsbild beeinträchtigen. Es wird darauf hingewiesen, dass es nicht nur um größere Baulichkeiten 
geht, sondern auch um Aktivitäten, die den Nutzungsdruck auf das Landschaftsschutzgebiet erhöhen 
und mit negativen Folgen, wie z. B. Vermüllung des Gebietes einhergehen. 
 
 

Kenntnisnahme. Es ergeben sich keine in die Abwägung einzu-
stellenden Sachverhalte. Eine Beteiligung betroffener Jagdge-
nossenschaften erfolgt im Rahmen von Bebauungsplan- bzw. 
Genehmigungsverfahren. 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. Auch die Abwägung hierzu behält ihre Gültig-
keit. 
 
 
Kenntnisnahme. Es ergeben sich keine in die Abwägung einzu-
stellenden Sachverhalte. 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. Keine Abwägung erforderlich. Die Vereinbar-
keit von Baumaßnahmen im Einzelnen kann im Rahmen nach-
folgender Bebauungsplan- bzw. Genehmigungsverfahren fest-
gestellt und sichergestellt werden. Diese Frage muss daher 
nicht im Rahmen des Flächennutzungsplans abschließend ge-
klärt werden.   
Bei den im Flächennutzungsplan dargestellten Standorten 
„ERH“ handelt es sich im Übrigen durchweg um Bestandsanla-
gen, die zumindest in ihrem baulichen Bestand größtenteils 
auch vor der Festlegung des Landschaftsschutzgebietes exis-
tierten und Teil der unter Schutz gestellten Landschaft sind. 
 
 
 
Kenntnisnahme. Die Genehmigungsfähigkeit von Anlagen oder 
Nutzungen im Landschaftsschutzgebiet kann in nachfolgenden 
Verfahren sichergestellt werden und muss daher nicht im Rah-
men des Flächennutzungsplans abschließend geklärt werden. 
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Der Campingplatz Zühlsdorfer Mühle befindet sich im LSG „Westbarnim“ und grenzt direkt an das NSG 
und FFH-Gebiet „Lubowsee“. Der Campingplatz bestand bereits vor Ausweisung des LSG (1998). Er 
wird von der Darstellung im Flächennutzungsplan ausgenommen, um einen Normenkonflikt mit den 
genannten Schutzgebieten zu vermeiden und weiteren naturschutz- oder bauplanungsrechtlichen Ver-
fahren nicht vorzugreifen. In der Begründung zum FNP (S. 42) steht, dass eine neue Anlage an diesem 
Standort nicht genehmigungsfähig wäre. Eine Erweiterung des Campingplatzes ist daher aus natur-
schutzrechtlicher Sicht nicht zulässig. 
 
In der Tabelle zur Ermittlung des Beeinträchtigungsgrades der Planung und Erheblichkeitsprüfung der 
zu erwartenden nachteiligen Umweltauswirkungen (Anhang zum Umweltbericht, Tabelle 1) werden ins-
gesamt 24 Flächen bewertet, die für die zukünftige Entwicklung der Gemeinde Mühlenbecker Land aus-
gewählt oder bereits als BPL umgesetzt wurden. Nur fünf der Flächen werden als geeignet eingeschätzt, 
15 Flächen sind bedingt geeignet und vier Flächen werden als konfliktreich eingeschätzt. Davon ist 
bereits ein BPL (Nr. 30) rechtskräftig. 
 
Für die drei verbliebenen konfliktreichen Flächen (W6, W10, M30) sollte eine ausgewogene Abwägung 
erfolgen, da alle drei Fläche über ein hohes bis sehr hohes Wasserrückhaltevermögen sowie eine mitt-
lere bis hohe Grundwasserneubildung verfügen. Die Vermeidung großflächiger Versiegelung ist vor al-
lem für die Ortslagen Mühlenbeck und Woltersdorf von großer Bedeutung. Weitere Versiegelungen wür-
den zu einer Verschärfung des hohen Wasserstandes im Tegeler Fließ führen, da bereits große Teile 
der vorhandenen Wohnbauflächen und Straßen ins Tegeler Fließ entwässert werden. Der Biber ist im 
Tegeler Fließ sehr aktiv und baut Dämme, die den „ordnungsgemäßen“ Abfluss u. U. behindern können. 
Sollte an den Planungen W6 und M30 festgehalten werden, sollte sich frühzeitig mit einem Entwässe-
rungs-/Versickerungskonzept beschäftigt werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Insgesamt sind Erweiterungsflächen für die Wohnsiedlungsentwicklung der Gemeinde im Umfang von 
26,3 ha (netto) geplant. Die mit rund 8,3 ha (brutto, d.h. einschl. künftiger Verkehrs- und Grünflächen) 
weitaus größte Inanspruchnahme von noch unbebauten Flächen im Landschaftsschutzgebiet wird für 
eine Ortserweiterung östlich der Heidekrautbahn in Mühlenbeck vorgesehen, die teils als Wohnbauflä-
che (5,5 ha), zu einem kleineren Teil als gewerbliche Baufläche (2,8 ha) entwickelt werden soll. Ebenso 
werden einzelne bereits baulich genutzte, aber im Landschaftsschutzgebiet gelegene Flächen von der 
Darstellung im Flächennutzungsplan ausgenommen. Es handelt sich um insgesamt ca. 21 ha bereits 
baulich genutzte Flächen im LSG (vgl. Tabelle 2, S. 44 Begründung zum FNP). 
 
Die uNB weist darauf hin, dass sowohl für den Neubau von Gebäuden als auch für die Erweiterung 
bestehender baulicher Anlagen im LSG keine flächenschutzrechtliche Befreiung in Aussicht gestellt 

Kenntnisnahme. Eine Erweiterung des bestehenden Camping-
platzes ist nach Kenntnisstand der Gemeinde derzeit nicht be-
absichtigt. Ziel der bereits durchlaufenen (Waldumwandlung) 
und folgenden (z.B. Bebauungsplan, Prüfung der FFH-Verträg-
lichkeit und der LSG-Verträglichkeit) Verfahren ist es, den Be-
stand formal-rechtlich zu legalisieren. In diesem Planverfahren 
ist keine weitergehende Abwägung erforderlich. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. Im Rahmen der nachfolgenden Bebauungspla-
nung wird sichergestellt, dass die Belange von Natur und Land-
schaft, einschließlich des Wasserhaushalts und des Bodens, an-
gemessen Berücksichtigung finden. Die grundsätzliche Auswei-
sung der Flächen als Wohnbauland durch Darstellung im Flä-
chennutzungsplan ist gleichsam bereits Ergebnis einer vorsich-
tigen Abwägung. Natur und Landschaft in Mühlenbeck sind ins-
gesamt von hoher Schutzwürdigkeit. Die Entwicklung neuer 
Bauflächen wurde unter Berücksichtigung bestehender Infra-
strukturen so gelenkt, dass auch bei erstmaligen Inanspruch-
nahmen von Flächen möglichst keine Ausweitung der Sied-
lungsgrenzen stattfindet, und so dass keine bisher gänzlich un-
belasteten Landschaftsräume herangezogen werden. Die be-
troffenen Belange können in den nachfolgenden Verfahren an-
gemessen berücksichtigt und Konflikte bewältigt werden. An der 
Planung wird festgehalten. 
 
Kenntnisnahme. Keine Abwägung erforderlich. Große Teile der 
vorgesehenen Erweiterungsflächen W7 und G41 sind im Flä-
chennutzentwurf von den Darstellungen des Flächennutzungs-
plans ausgenommen; Hintergrund ist eben der Konflikt mit dem 
Landschaftsschutzgebiet. Die Flächen sollen in eigenen Plan-
verfahren entwickelt werden, sodass eine Konzentration auf die-
sen Standort möglich ist. Im Rahmen des aktuellen Verfahrens 
ist keine weitere Abwägung erforderlich. 
Es sei ergänzt, dass sich durch das Gesetz vom 24. Juli 2025 
eine neue Rechtslage in Bezug auf die Planung in Landschafts-
schutzgebieten ergibt. Im vorliegenden Flächennutzungsplan 
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wird. Ein Ausgliederungsantrag (Voranfrage) für Vorhaben mit einer Fläche von unter 5 ha kann bei der 
uNB gestellt werden. Es gelten folgende Voraussetzungen: Keine zumutbaren Alternativen und öffent-
liches Interesse, wobei es sich nicht um öffentliches Interesse handelt, wenn die Absicht besteht, eine 
vorhandene Nutzung oder Bestandsbebauung baurechtlich abzusichern/nachträglich zu legalisieren. 
 
3.1.2. Hinweise der unteren Wasserbehörde 
Die Stellungnahme der unteren Wasserbehörde zum Entwurf des FNP der Gemeinde 
Mühlenbecker Land Stand 12/2023 behält ihre Gültigkeit. 

werden keine hierauf bezogenen Änderungen vorgenommen, 
um zunächst das Gesamtverfahren abschließen zu können, be-
vor einzelne weitere Planungen fortgeführt werden. 
 
 
 
Kenntnisnahme. Die Abwägung behält ihre Gültigkeit. 

04 Landesbüro anerkannter Natur-
schutzverbände GbR 
 

Keine Stellungnahme  

05 Landesamt für Ländliche Entwick-
lung, Landwirtschaft und Flurneu-
ordnung Referat B2 – Ländliche 
Erneuerung 
 
Schreiben vom 16.12.2024 
Eingegangen am 16.12.2024 

Im o.g. Verfahren teile ich Ihnen keine Betroffenheit mit. Kenntnisnahme. 

06 Landesbetrieb Forst Brandenburg  
Untere Forstbehörde 
 

Keine Stellungnahme  

07 Wasser- und Bodenverband 
„Schnelle Havel“ 
 
Schreiben vom 18.12.2024 
Eingegangen am 18.12.2024 

Sie erhalten von uns die Zustimmung zur Aufstellung des Flächennutzungsplans.  
 
Der Flächennutzungsplan stellt keine Bebauung von Freiflächen am Gewässer oder dem Gewässer-
randstreifen dar und berücksichtigt die gewässerbegleitenden Schutzgebiete, die nachrichtlich über-
nommen werden.  
 
Es befinden sich 85,4 km Gräben als Gewässer der 2. Ordnung im Mühlenbecker Land, deren Unter-
haltung an ca. 66 km Gewässerlauf gewährleitet sein muss.  
 
Einen Übersichtsplan der offenen und verrohrten Gewässer 2. Ordnung besitzt die Gemeinde Mühlen-
becker Land.  
 
Neben der der hohen Rauigkeit durch die jährliche Verkrautung ab Juni wird der Wasserabfluss in den 
Gräben zusätzlich durch die wachsenden Biberpopulationen ganzjährig stark behindert mit gravieren-
den Auswirkungen für betroffene Bürger.  
 
Die Biberproblematik sollte ernsthafter thematisiert werden.  
 

 
 
Kenntnisnahme. Es ergibt kein Belang, der in die Abwägung ein-
zustellen wäre. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Es werden ergän-
zende Ausführungen in die Begründung zum Flächennutzungs-
plan zur Biberproblematik und zu einschlägigen Rechtsvorschrif-
ten aufgenommen. 
Berücksichtigung durch Ergänzung der Begründung. 
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Wird ein Gewässer genutzt oder es entstehen Bauwerke, Querungen, Einleitungen, etc. mit einem Ab-
stand zur Böschungsoberkante < 5 m, ist nach Brandenburgischem Wassergesetz ein entsprechender 
Antrag bei der unteren Wasserbehörde zu stellen, verbunden mit einer Stellungnahme des Wasser- und 
Bodenverbandes.  
 
Entlang des Grabens ist gemäß dem Brandenburgisches Wassergesetz und dem Wasserhaushaltsge-
setz ein wasserrechtlich begrünter Schutzabstand von mindestens 5 m für die Gewässerunterhaltung 
einschließlich einer Zuwegung von Nutzungen freizuhalten.  
 
Wird die Gewässerunterhaltung behindert, ist der Wasser- und Bodenverband gemäß dem Branden-
burgisches Wassergesetz verpflichtet den Mehraufwand gegenüber dem Verursacher zu veranlagen. 
  
Das Brandenburgische Wassergesetz und das Wasserhaushaltgesetz wurden in der Begründung zum 
Flächennutzungsplan nicht erwähnt. 

VERK – Verkehr  

01 Landesamt für Bauen und Ver-
kehr 
Obere Verkehrsbehörde 
 
Schreiben vom 20.01.2025 
Eingegangen am 20.01.2025 
 

den von Ihnen eingereichten Vorgang habe ich in der Zuständigkeit als Verkehrsoberbehörde des Lan-
des Brandenburg gemäß „Zuständigkeitsregelung hinsichtlich der Beteiligung der Verkehrsbehörden 
und der Straßenbauverwaltung als Träger öffentlicher Belange in Planverfahren“ Erlass des Ministeri-
ums für Infrastruktur und Landesplanung vom 17.06.2015 (Amtsblatt für Brandenburg Nr. 27 vom 
15.07.2015) geprüft. 
 
Gegen die vorliegende Aufstellung des Flächennutzungsplans mit integriertem Landschaftsplan der Ge-
meinde Mühlenbecker Land bestehen im Hinblick auf die zum Zuständigkeitsbereich des Landesamtes 
für Bauen und Verkehr gehörenden Verkehrsbereiche Eisenbahn/Schienenpersonennahverkehr, Bin-
nenschifffahrt und übriger ÖPNV keine Bedenken. 
 
Schiffbare Landesgewässer werden nicht berührt. 
 
Luftfahrt 
Nach Prüfung der vorgelegten Unterlagen ergeht mit Bezug auf §§ 12 ff i. V. m. § 31 Abs. 2 (LuftVG) 
von der Oberen Luftfahrtbehörde Berlin-Brandenburg ggf. eine gesonderte Stellungnahme. 
 
Durch die verkehrsplanerische Stellungnahme bleibt die aufgrund anderer Vorschriften bestehende Ver-
pflichtung zum Einholen von Genehmigungen, Bewilligungen oder Zustimmungen unberührt. 

Kenntnisnahme. Keine Abwägung erforderlich. 

02 Landesamt für Bauen und Verkehr 
Gemeinsame Obere Luftfahrtbe-
hörde Berlin-Brandenburg (LuBB) 
 
Schreiben vom 15.01.2025 
Eingegangen am 15.01.2025 
 

nach Prüfung der vorgelegten Unterlagen zum Entwurf des Flächennutzungsplans mit integriertem 
Landschaftsplan der Gemeinde Mühlenbecker Land (Stand: 07/2024) wird von Seiten der Gemeinsa-
men Oberen Luftfahrtbehörde Berlin-Brandenburg mit Bezug auf § 31 Abs. 2 Luftverkehrsgesetz 
(LuftVG) folgendes mitgeteilt: 
 
Auf die Stellungnahme vom 02.02.2024 (Az.: 4121-50180/02699LF/2024) wird unter Aufrechterhaltung 
der getroffenen Aussagen und erteilten Hinweise verwiesen. 

Kenntnisnahme. Keine Abwägung erforderlich. 
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Um Überlassung einer Kopie des Abwägungsbeschlusses wird gebeten. 

03 Landesbetrieb Straßenwesen 
Dezernat Planung West  
 
Schreiben vom 27.01.2025 
Eingegangen am 27.01.2025 
 

Entsprechend den Unterlagen befindet sich der Geltungsbereich in den Ortsteilen Schildow, Mühlen-
beck, Schönfließ und Zühlsdorf. Schildow und Schönfließ haben die B 96 A in der Ortsdurchfahrt sowie 
die L 21 (Schildow) beginnend. Mühlenbeck hat in der Ortsdurchfahrt die L 30 und die L 21. Zühlsdorf 
wird von der K 6503 in der Ortsdurchfahrt durchlaufen. 
 
Der Landesbetrieb Straßenwesen Brandenburg, Dienststätte Potsdam (LS) ist für die genannten Bun-
des- und Landesstraßen zuständig und nimmt wie folgt Stellung: 
• Der Änderung des Flächennutzungsplans wird zugestimmt. 
• Bei der Aufstellung von Bebauungsplänen an Bundes- oder Landesstraßen ist der Immissions-

schutz zu beachten. Ein Schallgutachten wird hier empfohlen. 
• Erschließungen an Bundes- oder Landesstraßen sollten immer mit einer verkehrstechnischen Un-

tersuchung abgesichert werden um die Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs in der Gemeinde 
zu gewährleisten. 

• Es ist auf die Lage des OD-Steins zu achten. Dieser ist maßgebend für die Feststellung einer in-
nerorts Zufahrt oder einer außerorts Zufahrt. Das Ortseingangs- und Ausgangsschild ist hier irre-
levant. 

• Zufahrten außerorts sind nicht genehmigungsfähig. Sollten im Zusammenhang mit der Errichtung 
von Anlagen Baustellenzufahrten erforderlich sein, sind insbesondere die gesetzlichen Vorschrif-
ten der 88 8 Absatz 1 FStrG zu beachten. 

• Außerorts gilt die Anbauverbotszone (824 BbgStrG (1) 1) und die Anbaubeschränkungszone (824 
BbgStrG (1) 1) 

• Der LS ist bei Bebauungsplänen, die an Bundes- oder Landesstraßen aufgestellt werden, spätes-
tens mit der Ausführungsplanung zu beteiligen. 

Kenntnisnahme. Keine Abwägung erforderlich. 

04 Landkreis Oberhavel 
 
Fachdienst Mobilität und Ver-
kehrslenkung 
 
Schreiben vom 21.01.2025 
 

[Gemeinsames Schrieben des Landkreises Oberhavel, siehe RO03, UM03, SCHUL01, V+E01, SI05] 
 
6. Belange des Fachdienstes Mobilität und Verkehrslenkung 
6.1 Weiterführende Hinweise 
6.1.1. Hinweise 
 
Die Belange des FD Mobilität und Verkehrslenkung sind zum jetzigen Planungsstand nicht betroffen. 
Es handelt sich hier lediglich um die Darstellung der Hauptnetze des Straßenverkehrs (vgl. Pkt. 8.2 
„Planinhalte“). 
 
Durch diese Stellungnahme bleibt eine aufgrund anderer Vorschriften bestehende Verpflichtung zum 
Einholen von Genehmigungen, Bewilligungen oder Anordnungen, insbesondere auf Grundlage der 
StVO, unberührt. 

 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. Keine Abwägung erforderlich. 

05 Eisenbahn-Bundesamt 
Außenstelle Berlin 
 

I. Vorbemerkung 
Das EBA prüft nicht die Vereinbarkeit des Vorhabens aus Sicht der Betreiber der Bahnbetriebsanlagen. 
Sofern von Ihnen nicht bereits veranlasst, wird eine Beteiligung des Infrastrukturbetreibers DB InfraGO 

Kenntnisnahme. Keine Abwägung erforderlich. 
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Schreiben vom 09.01.2025 
Eingegangen am 09.01.2025 

AG als Träger öffentlicher Verkehrsbelange wie auch Grundstückseigentümer über die DB AG DB Im-
mobilien empfohlen. 
 
II. Stellungnahme 
Durch das Plangebiet verlaufen der Berliner Außenring (BAR) Strecken DB 6087 6009 sowie – in Lan-
deszuständigkeit – die Heidekrautbahn Strecken 6500, 6501. Der FNP übernimmt sie nachrichtlich. Die 
von den Bahnanlagen ausgehenden verkehrlichen Auswirkungen und Emissionen seien zu berücksich-
tigen. Belange der Eisenbahnverkehrsverwaltung des Bundes werden soweit ersichtlich nicht beein-
trächtigt. 

06 Deutsche Bahn AG – 
DB Immobilien 
 
Schreiben vom 08.01.2025 
Eingegangen am 08.01.2025 

die DB AG, DB Immobilien, als von der DB InfraGO AG (ehemals DB Netz AG / DB Station & Service 
AG) bevollmächtigtes Unternehmen, übersendet Ihnen hiermit folgende Gesamtstellungnahme zum 
o. g. Vorhaben: 
Gegen das Verfahren bestehen aus Sicht der Deutschen Bahn AG keine grundsätzlichen Bedenken. 
 
Wir verweisen in diesem Zusammenhang auf unsere Stellungnahme mit Az.: TÖB-BB-24- 173512 (im 
Anhang). Alle in der Stellungnahme aufgeführten Forderungen bzw. Hinweise sind bei den weiteren 
Planungen zu beachten bzw. einzuhalten. 
 
Auf folgende Punkte möchten wir nochmals hinweisen: 
• Bei den Grundstücken der DB AG und ihrer Konzernunternehmen innerhalb des Geltungsbereiches 

handelt es sich um planfestgestellte und gewidmete Bahnanlagen, die gemäß § 18 Allgemeines 
Eisenbahngesetz (AEG) der Planungshoheit des Eisenbahn-Bundesamtes (EBA) unterliegen 

• Alle Flächen im Eigentum der DB AG unterliegen dem Fachplanungsvorbehalt des Eisenbahn-
Bundesamtes (EBA). Änderungen an Eisenbahnbetriebsanlagen unterliegen demnach dem Ge-
nehmigungsvorbehalt des EBA (§ 23 Absatz 1 AEG i.V.m. § 3 Abs. 1 Nr. 1 und Absatz 2 Satz 2 
BEVVG i.V.m. § 18 AEG). 

• Eine kommunale Überplanung der Bahnflächen ist bis zu einer Freistellung der Fläche von Bahn-
betriebszwecken durch das EBA nicht zulässig (BVerwG, Urteil vom 16.12.1988, Az. 4 C 48.86). 

• Zu weiterführenden Planungen bzw. vor der Umsetzung von geplanten Maßnahmen ist jeweils die 
Stellungnahme der DB AG über die DB Immobilien einzuholen. 

• Die DB ist mit aussagekräftigen Unterlagen zu beteiligen. Ohne Vorlage von Planunterlagen kann 
seitens DB Immobilien keine Stellungnahme erstellt werden. 

 
Wir behalten uns vor, zu Bebauungsplänen, die sich aus diesem Flächennutzungsplan entwickeln wer-
den, unabhängig von unserer vorstehenden Stellungnahme Bedenken und Anregungen vorzubringen. 
Diese können auch grundsätzlicher Art sein, sofern Unternehmensziele oder Interessen der Deutschen 
Bahn AG dies erfordern. 
 
Wir bitten Sie, uns an dem weiteren Verfahren zu beteiligen und uns zu gegebener Zeit den Satzungs-
beschluss zu übersenden.  
 

Kenntnisnahme. Keine erneute Abwägung erforderlich. 
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Bei Rückfragen bitten wir Sie sich an den Mitarbeiter des Teams Baurecht, Herrn Christian Zielzki, zu 
wenden. 

07 Niederbarnimer Eisenbahn AG 
NEB Betriebsgesellschaft 

Keine Stellungnahme  

08 Oberhavel Verkehrsgesellschaft 
mbH 

Keine Stellungnahme  

SI – Sicherheit, Kampfmittel, Verteidigung 

01 Bundesamt für Infrastruktur, Um-
welt und Dienstleistungen der 
Bundeswehr 
 
Schreiben vom 28.01.2025 
Eingegangen am 28.01.2025 

vorbehaltlich einer gleichbleibenden Sach- und Rechtslage werden Verteidigungsbelange nicht beein-
trächtigt. Es bestehen daher zum angegebenen Vorhaben seitens der Bundeswehr als Träger öffentli-
cher Belange keine Einwände. 

Kenntnisnahme. Keine Abwägung erforderlich. 

02 Zentraldienst Kampfmittelbeseiti-
gung der Polizei Brandenburg 
 
Schreiben vom 18.12.2024 
Eingegangen am 18.12.2024 

Zur Beplanung des o. g. Gebietes bestehen keine grundsätzlichen Einwände. Bei konkreten Bauvorha-
ben ist bei Notwendigkeit eine Kampfmittelfreiheitsbescheinigung beizubringen. Darüber entscheidet 
die für das Baugenehmigungsverfahren zuständige Behörde auf der Grundlage einer vom Kampfmittel-
beseitigungsdienst erarbeiteten Kampfmittelverdachtsflächenkarte.  
 
Diese Einschätzung gilt auch für künftige Änderungen dieses Planes. 
 
Neuerungen bei der Verlegung von Medienträgern 
Für die Verlegung von Medienträgern und die damit verbundenen erforderlichen Bodeneingriffe in Be-
standstrassen in Kampfmittelverdachtsgebieten ist eine Freistellung von Anträgen auf Grundstücks-
überprüfung möglich.  
Weitere Hinweise hierzu finden Sie unter nachfolgendem Link: 
Link: https://polizei.brandenburg.de/fm/32/Merkblkatt%20Freistellung.pdf 
 
Die Datenschutzerklärung finden Sie unter folgendem Link: 
https://polizei-brandenburg.de/seite/datenschutzerklaerung-fuer-kampfmittelfr/1295899 
 

Kenntnisnahme. Keine Abwägung erforderlich. 

03 Polizeipräsidium Potsdam – Di-
rektion Nord 

Keine Stellungnahme  

04 Landesamt für Arbeitsschutz, 
Verbraucherschutz und Gesund-
heit 
 
Schreiben vom 16.01.2025 
Eingegangen am 16.01.2025 

im Rahmen der Prüfung der Unterlagen teile ich Ihnen mit, dass in diesem Planungsstadium die Belange 
der Abteilung Arbeitsschutz des Landesamtes für Arbeitsschutz, Verbraucherschutz und Gesundheit 
noch nicht berührt werden und daher keine Stellungnahme abgegeben wird. 

Kenntnisnahme. Keine Abwägung erforderlich. 

https://polizei.brandenburg.de/fm/32/Merkblkatt%20Freistellung.pdf
https://polizei-brandenburg.de/seite/datenschutzerklaerung-fuer-kampfmittelfr/1295899
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05 Landkreis Oberhavel 
Fachdienst Brand-, Bevölke-
rungsschutz und Rettungsdienst 
 
Schreiben vom 21.01.2025 

[Gemeinsames Schrieben des Landkreises Oberhavel, siehe RO03, UM03, VERK04, SCHUL01, 
V+E01] 
 
5. Belange des Brand-, Bevölkerungsschutz und Rettungsdienstes 
5.1 Weiterführender Hinweis 
5.1.1. Hinweis 
 
Die Belange des Brand-, Bevölkerungsschutz und Rettungsdienstes sind von der Planung nicht betrof-
fen. 

 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. Keine Abwägung erforderlich. 

DENK – Ressourcen, Boden, Denkmale 

01 Landesbetrieb für Bergbau, Geo-
logie und Rohstoffe 
 
Schreiben vom 21.01.2025 

Die innerhalb der Stellungnahme des LBGR vom 6. März 2024 mitgeteilte Betroffenheit durch den Be-

einflussungsbereich des Erdgasspeichers Berlin ist zwischenzeitlich nicht mehr gegeben. 

1. Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit aufgrund fachgesetzlicher Regelungen, die ohne 

Zustimmung, Befreiung o. A. der Fachbehorde in der Abwägung nicht überwunden werden 

können: Keine. 

2. Beabsichtigte eigene Planungen und Maßnahmen, die den Plan berühren können, mit Angabe 

des Sachstands: Keine. 

3. Sonstige fachliche Informationen oder rechtserhebliche Hinweise aus der eigenen Zuständig-

keit zu dem o. g. Plan: 

Energieleitungen: 

Seitens des LBGR besteht bezüglich des o. g. Vorhabens keine Zuständigkeit. 

Das Vorhaben kreuzt bzw. überschneidet sich u. a. mit folgenden Energieleitungen/Vorhaben: 

380-kV-Freileitung Neuenhagen-Wustermark-Henningsdorf („Nordring Berlin“) 

Planfeststellungsbeschluss vom 20.08.2013 

Vorhabenträgerin: 50Hertz Transmission GmbH 

Zudem befindet sich eine weitere 380-kV-Freileitung der 50Hertz Transmission GmbH sowie eine 110-

kV-Freileitung der E.DIS Netz GmbH im Bereich des Vorhabens. Weiterhin kreuzt eine Ferngasleitung 

der ONTRAS Gastransport GmbH das Planungsgebiet. Es hat daher im Verfahren eine Beteiligung der 

Vorhabenträgerinnen bzw. Betreiberinnen zu erfolgen.  

Bei dem Vorhaben ist insbesondere der entsprechende Schutzstreifen der jeweiligen Energieleitung zu 

beachten. Hieraus ergeben sich einzuhaltende Mindestabstände oder eingeschränkte Nutzungsmög-

lichkeiten. Im Bereich von Freileitungen sind dabei die Grenzwerte der 26. BlmSchV einzuhalten und 

bei der Errichtung baulicher Anlagen bestimmte Abstände nach den einschlägigen VDE-Bestimmungen 

- Verband der Elektrotechnik Elektronik Informationstechnik e.V. - (DIN VDE 0210 Teil 1) zu beachten. 
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Die Beachtung des Schutzstreifens und der daraus resultierenden ein zuhaltenden Mindestabstände 

oder eingeschränkten Nutzungsmöglichkeiten gilt auch für betroffene Erdgasleitungen. Diese ergeben 

sich gemäß § 49 Abs. 2 EnWG aus dem Regelwerk des DVGW (Deutscher Verein des Gas- und Was-

serfaches e. V.) 

Hinsichtlich der weiteren Fremdleitungen in der Umgebung des Vorhabens sind die Fremdleitungsbe-

treiber zu beteiligen. Sollten aufgrund des Vorhabens Änderungen an Fremdleitungen notwendig sein, 

ist hierfür das LBGR insbesondere bei Gasversorgungsleitungen mit einem Durchmesser größer 300 

mm sowie bei Hoch- und Höchstspannungsfreileitungen ab einer Nennspannung von 110 kV zuständig. 

 

Bohrlochbergbau: 

Im Bereich der Planungsfläche befindet sich die Altbohrung E Ob 1/68 (Übersichts- 

karte, Anlage). 

Diese ist zunächst bei Erstellung des Flächennutzungsplanes nicht betroffen. Für eine eventuell zu spä-

terem Zeitpunkt stattfindende Bauplanung ist folgendes zu beachten: 

 

Eine Überbauung der Bohrungen ist in der Regel nicht zulässig. Die Bohrung muss - zu Wartungs- und 

Instandhaltungszwecken bzw. im Havariefall (!) mit einem dementsprechend groß dimensionierten 

Bohrgerät erreicht werden können. Es ist ein Mindestabstand zur Bohrung von 25 m einzuhalten. Die 

Bohrpunkte sind darüber hinaus wegen möglicher Chlorid- und/oder Kohlenwasserstoffverunreinigun-

gen als Altlastenverdachtsflächen zu behandeln. Im weiteren Umkreis sind Inhomogenitäten hinsichtlich 

der Standsicherheit durch Nachsackungen im Bereich der Bohrung nicht auszuschließen. 

 

Bodengeologie: 

Laut aktueller Moorbodenkundlicher Karte (MoorFIS 2021) befinden sich im Vorhabengebiet und an-

grenzend (Übersichtskarte, Anlage) unterschiedlich mächtige Erd- und Mulmniedermoore 

(siehe https://geo.brandenburg.de/?page=boden-Grundkarten). 

Dies ist bei der Planung entsprechend zu berücksichtigen. 

 

Hydrogeologie/ Artesik: 

Im südöstlichen Bereich des Planungsgebietes befindet sich eine Grundwassermessstelle mit artesi-

schen Grundwasservorkommen (Übersichtskarte, Anlage). Auskünfte über die Grundwasserverhält-

nisse im Interessengebiet können über den Webservice des LBGR eingeholt werden. 
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Geologie: 

Auskünfte zur Geologie können über den Webservice des LBGR abgefragt werden. 

Außerdem weisen wir auf die im Zusammenhang mit etwaig geplanten Bohrungen oder geophysikali-

schen Untersuchungen bestehende Anzeige-, Mitteilungs- oder Auskunftspflicht hin (§ 8 ff Gesetz zur 

staatlichen geologischen Landesaufnahme sowie zur Übermittlung, Sicherung und öffentlichen Bereit-

stellung geologischer Daten und zur Zurverfügungstellung geologischer Daten zur Erfüllung öffentlicher 

Aufgaben (Geologiedatengesetz-GeolDG)). 

Auf das Anzeigeportal des LBGR https://bohranzeige-brandenburg.de wird verwiesen. 

 

Hinweise: 

Innerhalb des LBGR wird die Bearbeitung / Darstellung des TöB - Beteiligungsprozesses 

komplett digital abgebildet. 

Für eine effiziente, widerspruchsfreie und fristgerechte Bearbeitung des TöB – Prozesses im LBGR ist 

es dabei notwendig, das Datenaustauschformat XPlanung zur Unterstützung eines verlustfreien Aus-

tausches von Bauleitplänen, Raumordnungsplänen und Landschaftsplänen zwischen unterschiedlichen 

IT-Systemen zu nutzen. 

Dieses Format ist seit dem 5. Oktober 2017 vom IT-Planungsrat gemäß §12 des Gesetzes über die 

elektronische Verwaltung im Land Brandenburg (Brandenburgisches E-Government-Gesetz - BbgE-

GovG) verbindlich als Austausch-standard im Planungsbereich festgelegt worden. 

 

Ergänzend besteht die Möglichkeit, die Planungsflächen bei Beteiligungsverfahren als GIS Standard 

shape EPSG - Code 25833 zu übersenden. 

Eine Übersendung einfacher pdf-Dokumente als Planungsgrundlage und Darstellung der Planungsflä-

chen genügt diesen Ansprüchen nicht! Zur weiteren Generalisierung des TöB-Prozesses ist zukünftig 

bei Beteiligungen des LBGR, vorrangig das Bauleitplanungsportal des Landes Brandenburg und zwin-

gend die E-Mail-Adresse lbgr@lbgr.brandenburg.de zu nutzen. 

Nur unter dieser E-Mail-Adresse ist ein ständiger Datenabruf im Vertretungs- oder Krankheitsfall etc. 

gewährleistet. 

Durch die zunehmende Anzahl von Beteiligungen des LBGR an Bauleitplanungsverfahren, ist eine frist-

gerechte Bearbeitung der TöB - Stellungnahmen nach § 4 Abs. 2 Satz 3 Baugesetzbuch (BauGB) i.V.m. 

der Beteiligung der Träger öffentlicher Belange nach dem Baugesetzbuch im Land Brandenburg (TöB-

Runderlass - TöB-RdErl) nur unter den Voraussetzungen einer digitalen Datenbereitstellung der Pla-

nungsflächen möglich. 
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02 Brandenburgisches Landesamt 
für Denkmalpflege und Archäolo-
gisches Landesmuseum – Bo-
dendenkmalpflege 
 
Schreiben vom 18.12.2024 
Eingegangen am 18.12.2024 

in Wahrnehmung der Aufgaben und Befugnisse der Fachbehörde für Bodendenkmale nehmen wir als 
Träger öffentlicher Belange (§ 17BbgDSchG) wie folgt zu o.g. Planung Stellung: 
In den Unterlagen zur o.g. Planung sind die zu beachtenden bodendenkmalpflegerischen Belange kor-
rekt dargestellt. Die Planung ist damit aus unserer Sicht genehmigungsfähig. 

Kenntnisnahme. Keine Abwägung erforderlich. 

03 Brandenburgisches Landesamt 
für Denkmalpflege und Archäolo-
gisches Landesmuseum – Prakti-
sche Denkmalpflege 
 
Schreiben vom 14.01.2025 
Eingegangen am 14.01.2025 
 

das Brandenburgische Landesamt für Denkmalpflege und Archäologisches Landesmuseum (BLDAM), 
Abteilung Bau- und Kunstdenkmalpflege, nimmt als Träger öffentlicher Belange gemäß § 1 Abs. 5 und 
§ 1 Abs, 6 Nr. 5 Baugesetzbuch (BauGB) unter Hinweis auf § 1 Abs. 2 und § 17 Abs. 4 des Gesetzes 
über den Schutz und die Pflege der Denkmale im Land Brandenburg (BbgDSchG) vom 24.05.2004 als 
zuständige Denkmalfachbehörde wie folgt Stellung: 
 
1. Das BLDAM, Abteilung Bau- und Kunstdenkmalpflege, wurde bereits mit Schreiben vom 03.01.2024 
zur Aufstellung des FNP Mühlenbecker Land beteiligt und reagierte darauf mit Stellungnahme vom 
26.01.2024. 
 
2. Begründung: Der Punkt 10,3, Seite 61 bis 63, umfasst entgegen seiner Überschrift nicht nur Informa-
tionen zu Bodendenkmalen, sondern auch zu Baudenkmalen. Es wird daher um Korrektur der Über-
schrift gebeten (z. B. „Bau- und Bodendenkmale“ oder „Denkmalschutz“). 
 
Die im Zuge der Stellungnahme des BLDAM vom 26.01.2024 genannten Baudenkmale wurden in die 
Begründung übernommen und werden in der aktuell vorgelegten Fassung vom Juli 2024 auf Seite 62f, 
unter Punkt 10.3 vollständig aufgelistet. 
 
Weiterhin bitten wir um Aufnahme des folgenden Textbausteins unter einer Zwischenüberschrift „Bau-
denkmale“ bzw. „Rechtsvorschriften für Baudenkmale“ (analog zur Bodendenkmalpflege), unter der 
auch die tabellarische Auflistung der Baudenkmale, zu führen ist 
 
Grundsätzlich wird darauf hingewiesen, dass Denkmale im Sinne des BbgDSchG in ihrer baulichen 
Substanz und ihrem Erscheinungsbild zu erhalten, zu schützen und zu pflegen sind (§ 7 Abs, 1 BbgD-
SchG). Veränderungen der baulichen Substanz oder des Erscheinungsbildes eines Denkmals sowie 
seiner Umgebung unterliegen der denkmalrechtlichen Erlaubnispflicht gemäß § 9 Abs. 1 BbgDSchG. 
Es ist davon auszugehen, dass denkmalrechtliche Belange im Rahmen weiterer Planungen betroffen  
sein werden. Im Falle der Aufstellung von Bebauungsplänen ist das BLDAM erneut zu beteiligen. Sofern 
Denkmale oder deren Umgebung betroffen sind, werden frühzeitige Abstimmungen gemeinsam mit der 
unteren Denkmalschutzbehörde des Landkreises Oberhavel empfohlen. 
 
3. Planzeichnungen: Auch wenn die Baudenkmale unterhalb der Darstellungsschwelle von 0,5 Hektar 
liegen, wird hiermit erneut die Darstellung in den Planzeichnungen angeregt, wie es durchaus auch in 
anderen Flächennutzungsplänen bereits üblich ist. Die auf einzelnen Blättern stattfindende Darstellung 

Kenntnisnahme. Keine erneute Abwägung erforderlich. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Berücksichtigung. Die Überschrift wurde angepasst. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Anregung wird gefolgt. Der Textbaustein wurde ergänzt. 
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der jeweiligen Ortslage ermöglicht eine gute Übersicht, bei der die Baudenkmale nicht zu einer Überla-
dung der Zeichnung führen würden, sondern die gleichzeitige Darstellung von Baudenkmal und Flä-
chennutzung einen Mehrwert für weitere Planungen liefert. 
 
4. Darüber hinaus bestehen aus denkmalfachlicher Sicht keine Bedenken. 
 
5. Hinweis 
Da bei dem Vorhaben Belange der Bodendenkmalpflege berührt sein können, erhalten Sie aus unserem 
Haus ggf. eine weitere Stellungnahme. 
 
6. Hinweis 
Wir möchten darauf hinweisen, dass die Denkmalliste des Landes Brandenburg fortgeschrieben wird. 
 
 

Keine Berücksichtigung. Mit Blick auf die Darstellungsschwelle 
des Flächennutzungsplans wird von einer Aufnahme abgese-
hen. Der denkmalrechtliche Status der Denkmale bleibt unbe-
rührt. 

V+E – Ver- und Entsorgung 

01 Landkreis Oberhavel  
FD Umweltschutz und Abfallbe-
seitigung 
Bodenschutz/Altlasten, Untere 
Abfallwirtschaftsbehörde 
Öffentlich-rechtlicher Entsor-
gungsträger 

 
Schreiben vom 21.01.2025 

[Gemeinsames Schrieben des Landkreises Oberhavel, siehe RO03, UM03, VERK04, SCHUL01, SI05] 
 
3.1.3. Hinweise der unteren Bodenschutz- und Abfallwirtschaftsbehörde 
Die Stellungnahme der unteren Bodenschutz- und Abfallwirtschaftsbehörde zum Entwurf des FNP der 
Gemeinde Mühlenbecker Land Stand 12/2023 behält ihre Gültigkeit. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
3.1.4. Hinweise des öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträgers 
Der Landkreis Oberhavel entsorgt die in seinem Gebiet angefallenen und überlassenen Abfälle im Rah-
men der Gesetze und nach Maßgabe der Abfallentsorgungssatzung. 
Um eine ordnungsgemäße Abfallentsorgung für dieses Vorhaben zu gewährleisten, ist eine entspre-
chende Verkehrserschließung sicherzustellen. Dazu weise ich auf die Anforderungen an die straßen-
mäßige Erschließung wie folgt hin: 
 
Gemäß § 2 Abs. 3 Brandenburgisches Abfall- und Bodenschutzgesetz (BbgAbfBodG) ist bei der Wahr-
nehmung von Planungs-, Verkehrs- und Ansiedlungsangelegenheiten auf notwendige Flächen für Ab-
fallsammelbehälter sowie auf eine sichere Zuwegung zum Abtransport der Siedlungsabfälle durch Ab-
fallsammelfahrzeuge, insbesondere durch ausreichend breite Straßen und Wendemöglichkeiten, zu 
achten. 

 
 
 
Teilweise Berücksichtigung. Der Auszug aus dem Altlastenka-
taster wird vollständig in die Begründung aufgenommen. Soweit 
es sich um nicht sanierte Altlasten- oder Altlastenverdachtsstan-
dorte handelt, sind sie in der Planzeichnung gekennzeichnet. Es 
wird eine erneute Abfrage vorgenommen, um eine lagegenaue 
nachrichtliche Übernahme zu gewährleisten. 
 
 
 
 
 
 
Die Hinweise betreffen nicht die Ebene des Flächennutzungs-
plans, sondern vielmehr die nachfolgenden Planungsebenen. 
Es ergeben sich keine in die Abwägung einzustellenden Sach-
verhalte. 
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Verkehrsflächen sind so anzulegen, dass alle Grundstücke an die Abfallentsorgung angeschlossen wer-
den können. Dazu sind beim Befestigen, Aus- und Neubau von Erschließungsstraßen Fahrbahnbreiten 
und Fahrkurven für die Benutzung durch 3-achsige Entsorgungsfahrzeuge auszulegen. Die Richtlinien 
für die Anlage von Stadtstraßen (RASt 06) sind zu beachten. 

02 50Hertz 
 
Schreiben vom 09.12.2024 
Eingegangen am 09.12.2024 

Nach Prüfung der von Ihnen eingerichteten Unterlagen teilen wir Ihnen mit, dass sich im Plangebiet 
derzeit keine von der 50Hertz Transmission GmbH betriebenen Anlagen (z. B. Umspannwerke, Hoch-
spannungsfreileitungen und -kabel, Nachrichtenverbindungen sowie Ver- und Entsorgungsleitungen) 
befinden. 
 
Diese Stellungnahme gilt nur für den angefragten räumlichen Bereich und nur für die Anlagen der 
50Hertz Transmission GmbH. 
 
Wird das Vorhaben geändert oder nicht innerhalb von zwei Jahren begonnen, ist eine erneute Anfrage 
über das infrest Leitungsauskunftsportal erforderlich. 
 
Dieses Schreiben wurde maschinell erstellt und bedarf deshalb keiner Unterschrift. 
Die Stellungnahme ist somit gültig. 

Kenntnisnahme. Keine Abwägung erforderlich. 

03 NBB Netzgesellschaft Berlin-
Brandenburg mbH & Co. KG / 
WGI-Netzservice 
 
Schreiben vom 11.12.2024 
Eingegangen am 11.12.2024 

die WGI GmbH wird von der NBB Netzgesellschaft Berlin-Brandenburg mbH & Co. KG (nachfolgend 
NBB genannt) beauftragt, Auskunftsersuchen zu bearbeiten und handelt namens und in Vollmacht der 
NBB. Die NBB handelt im Rahmen der ihr übertragenen Verantwortung auch namens und im Auftrag 
der GASAG AG, der GASAG Solution Plus GmbH (GSP), der EMB Energie Brandenburg GmbH, der 
Netzgesellschaft Hohen Neuendorf Gas mbH & Co.KG, der NGK Netzgesellschaft Kyritz GmbH, der 
Rathenower Netz GmbH, der Netzgesellschaft Hennigsdorf Gas mbH, der Netzgesellschaft Forst (Lau-
sitz) mbH & Co. KG, der Stadtwerke Forst GmbH, der Stadtwerke Bad Belzig GmbH und der Gasver-
sorgung Zehdenick GmbH. 
 
Es wird hiermit ausdrücklich darauf hingewiesen, dass die in den beigefügten Planunterlagen enthalte-
nen Angaben und Maßzahlen hinsichtlich der Lage und Verlegungstiefe unverbindlich sind. Mit Abwei-
chungen muss gerechnet werden. Dabei ist zu beachten, dass erdverlegte Leitungen nicht zwingend 
geradlinig sind und daher nicht auf dem kürzesten Weg verlaufen. Darüber hinaus sind aufgrund von 
Erdbewegungen, auf die die NBB keinen Einfluss hat, Angaben zur Überdeckung nicht verbindlich. Die 
genaue Lage und der Verlauf der Leitungen sind in jedem Fall durch fachgerechte Erkundungsmaßnah-
men (Ortung, Querschläge, Suchschlitze, Handschachtungen usw.) festzustellen. 
 
Im unmittelbaren Bereich der Leitung ist auf den Einsatz von Maschinen zu verzichten und in Hand-
schachtung zu arbeiten. Die abgegebenen Planunterlagen geben den Bestand zum Zeitpunkt der Aus-
kunftserteilung wieder. Es ist darauf zu achten, dass zu Beginn der Bauphase immer das Antwortschrei-
ben mit aktuellen farbigen Planunterlagen vor Ort vorliegt. Digital gelieferte Planunterlagen sind in Farbe 
auszugeben. Bitte prüfen Sie nach Ausgabe die Maßstabsgenauigkeit. Die Auskunft gilt nur für den 
angefragten räumlichen Bereich und nur für eigene Leitungen der NBB, so dass gegebenenfalls noch 

Kenntnisnahme. Die in den beigefügten Plänen verzeichneten 
Leitungen mit einem Druck größer 4 bar sind bereits in den Flä-
chennutzungsplan übernommen. Es ist keine Veränderung in ih-
rem Bestand erkennbar.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

Auswertung der Stellungnahmen gem. § 4 Abs. 2 BauGB - Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange/ Stand 08.05.2026 23 / 42 

mit Anlagen anderer Versorgungsunternehmen und Netzbetreiber zu rechnen ist, bei denen weitere 
Auskünfte eingeholt werden müssen. 
 
Die Entnahme von Maßen durch Abgreifen aus den Planunterlagen ist nicht zulässig. Stillgelegte Lei-
tungen sind in den Plänen nicht oder nur unvollständig enthalten. 
 
Eine Versorgung des Planungsgebietes ist grundsätzlich durch Nutzung der öffentlichen Erschließungs-
flächen in Anlehnung an die DIN 1998 herzustellen. Darüber hinaus notwendige Flächen für Versor-
gungsleitungen und Anlagen sind gemäß § 5 Abs. 2 im Flächennutzungsplan festzusetzen. 
 
Nach Auswertung des Flächennutzungsplans und der entsprechenden Begründung ist unsere Leitungs-
schutzanweisung für alle laut Planwerk betroffenen Anlagen zu beachten und noch folgendes in die 
weitere Planung einzuarbeiten: 
 
In Ihrem angefragten räumlichen Bereich befinden sich Anlagen mit einem Betriebsdruck > 4 bar. Ge-
mäß den Technischen Regeln des DVGW-Regelwerkes sind bei Bauarbeiten in der Nähe dieser Hoch-
druck-Erdgasleitung die Bauausführenden vor Ort einzuweisen. 
 
Kabelanlagen sind in der vorgefundenen Lage zu belassen. Veränderungen sind unzulässig. Werden 
Kabelanlagen beschädigt, ist die NBB unverzüglich unter der Telefonnummer (030) 81876 1890 oder 
einsatzplanung@nbb-netzgesellschaft.de, zu benachrichtigen. Schäden an der Kabelummantelung 
werden kostenlos beseitigt, sofern die NBB vor der Grabenverfüllung Kenntnis erhält. 
 
Sollte der Geltungsbereich Ihrer Auskunftsanfrage verändert werden oder der Arbeitsraum den darge-
stellten räumlichen Bereich überschreiten, ist der Vorgang erneut zur Erteilung einer Auskunft der NBB 
vorzulegen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Die benannten 
Leitungen sind bereits übernommen. Alle weiteren Hinweise be-
treffen nachfolgende städtebauliche sowie Bauausführungspla-
nungen. Es ergeben sich keine Sachverhalte, die in die Abwä-
gung einzustellen wären. 

04 Tyczka Energy GmbH 

 
Schreiben vom 09.12.2024 
Eingegangen am 09.12.2024 

die Tyczka Energy GmbH betreibt in der Bundesrepublik Deutschland Gasnetze im öffentlichen und 
privatem (nicht öffentlichen) Raum. 
 
Im markierten Bereich Ihrer Anfrage liegen keine Gasversorgungsleitungen der Tyczka Energy GmbH 
im öffentlichen Raum. 
 
Die Leitungsauskunft hat eine Gültigkeit von 3 Montanen ab Ausstellungstag. 
 
Sollte der Geltungsbereich Ihrer Auskunftsanfrage verändert werden oder sich der Ausführungszeitraum 
über die 3 Monate hinaus verschieben, ist der Vorgang erneut zur Erteilung einer Auskunft vorzulegen. 

Kenntnisnahme. Keine Abwägung erforderlich. 

05 PRIMAGAS Energie GmbH 
 
Schreiben vom 09.12.2024 
Eingegangen am 09.12.2024 

hiermit teilen wir Ihnen mit, dass durch das oben genannte Vorhaben keine Flüssiggas-Versorgungslei-
tungen im öffentlichen Bereich der PRIMAGAS Energie GmbH berührt werden. 
 
Sollte sich ein Flüssiggasbehälter auf dem angefragten Grundstück befinden, so wenden Sie sich bitte 
an den Eigentümer des angefragten Grundstückes. 

Kenntnisnahme. Keine Abwägung erforderlich. 
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06 Deutsche Bahn AG DB Immobi-
lien – Region Ost 
Hier: Bahnstrom 
 
Schreiben vom 09.12.2024 
Eingegangen am 09.12.2024 

wir möchten Sie darauf hinweisen, dass sich Ihr geplantes Vorhaben außerhalb von Bahnflächen und 
Bahnanlagen der Deutschen Bahn AG und ihrer Konzerngesellschaften (nachfolgend DB genannt) be-
findet. 
 
Grundsätzlich gehen wir aufgrund der gegebenen Entfernung davon aus, dass ihr Vorhaben keinen 
Einfluss auf den Bahnbetrieb haben wird. Ein sicherer Ausschluss kann unsererseits allerdings nicht 
erfolgen. Falls im Baubereich Kabel der DB aufgefunden werden, ist die DB AG, DB Immobilien, unver-
züglich zu informieren. 
 
Vorsorglich weisen wir auf Ihre Sorgfaltspflicht als Vorhabensträger hin: 
• Ihre geplanten Maßnahmen dürfen keine negativen Auswirkungen auf Bahnanlagen haben. 
• Bahnübergänge dürfen nicht durch erhöhtes Verkehrsaufkommen und den Einsatz schwer belade-

ner Baufahrzeuge beeinträchtigt werden. 
• Auf ehemaligen Bahnflächen können sich auch außerhalb ermittelter Zuständigkeitsbereiche noch 

Kabel und Leitungen der DB befinden, die dauerhaft dinglich gesichert und als Lasten und Be-
schränkungen im Grundbuch eingetragen wurden. Die vorliegende Mitteilung seitens der DB ent-
bindet den Vorhabenträger nicht von seiner Erkundigungspflicht über Eintragungen im Grundbuch. 

 
Weitere Informationen und wichtige Hinweise finden Sie auf unserer Internetseite www.deutschebahn. 
com/Kabel_und_Leitungsanfragen 
 
Bei Rückfragen erreichen Sie unsere regionalen Ansprechpartner über unser Kontaktformular-
www.db.de/immobilienanfrage 

Kenntnisnahme. Keine Abwägung erforderlich. 

07 E.dis Energielösungen Keine Stellungnahme  

08 EWE Netz GmbH 

 
Schreiben vom 16.12.2024 
Eingegangen am 16.12.2024 

Die Aufstellung oder Veränderung von Leitplanungen kollidiert in der Regel nicht mit unserem Interesse 
an einer Bestandswahrung für unsere Leitungen und Anlagen. Sollte sich hieraus im nachgelagerten 
Prozess die Notwendigkeit einer Anpassung unserer Anlagen, wie z.B. Änderungen, Beseitigung, Neu-
herstellung der Anlagen an einem anderen Ort (Versetzung) oder anderer Betriebsarbeiten ergeben, 
gelten dafür die gesetzlichen Vorgaben und die anerkannten Regeln der Technik. Gleiches gilt auch für 
die Neuherstellung, wie z.B. Bereitstellung eines Stationsstellplatzes. Die Kosten der Anpassungen bzw. 
Betriebsarbeiten sind von dem Vorhabenträger vollständig zu tragen und der EWE NETZ GmbH zu 
erstatten, es sei denn der Vorhabenträger und die EWE NETZ GmbH haben eine anderslautende Kos-
tentragung vertraglich geregelt. 
 
Die EWE NETZ GmbH hat keine weiteren Bedenken oder Anregungen vorzubringen.  
 
Wir bitten Sie, uns auch in die weiteren Planungen einzubeziehen und uns frühzeitig zu beteiligen. 
 
In der Laufzeit Ihres Verfahrens kann sich unser Leitungs- und Anlagenbestand ändern. 
Damit es nicht zu Entscheidungen auf Grundlage eines veralteten Planwerkes kommt, nutzen Sie dafür 
bitte unsere aktuelle Leitungs- und Anlagenauskunft. Auf unserer Internetseite der EWE NETZ GmbH 

Kenntnisnahme. Keine Abwägung erforderlich. 
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können Sie sich jederzeit nach einer erfolgreichen Registrierung auf unserem modernen Planauskunft-
sportal über die konkrete Art und Lage unserer zu berücksichtigenden Anlagen informieren: 
https://www.ewe-netz.de/geschaeftskunden/service/leitungsplaene-abrufen 

09 EMB Energie Mark Brandenburg 
GmbH 

Keine Stellungnahme  

10 GDMcom (u.a. ONTRAS etc.) 
 
Schreiben vom 15.01.2025 
Eingegangen am 15.01.2025 
 

bezugnehmend auf Ihre oben genannte/n Anfrage(n), erteilt GDMcom Auskunft zum angefragten Be-
reich für die folgenden Anlagenbetreiber: 
 

1 Die Ferngas Netzgesellschaft mbH („FG“) ist Eigentümer und Betreiber der Anlagen der früheren Fern-
gas Thüringen-Sachsen GmbH („FGT“), der Erdgasversorgungsgesellschaft Thüringen-Sachsen mbH 
(EVG) bzw. der Erdgastransportgesellschaft Thüringen-Sachsen mbH (ETG). 
2 Wir weisen darauf hin, dass die Ihnen ggf. als Eigentümerin von Energieanlagen bekannte VNG – 
Verbundnetz Gas AG, Leipzig, im Zuge gesetzlicher Vorschriften zur Entflechtung vertikal integrierter 
Energieversorgungsunternehmen zum 01.03.2012 ihr Eigentum an den dem Geschäftsbereich „Netz“ 
zuzuordnenden Energieanlagen auf die ONTRAS – VNG Gastransport GmbH (nunmehr firmierend als 
ONTRAS Gastransport GmbH) und ihr Eigentum an den dem Geschäftsbereich „Speicher“ zuzuordnen-
den Energieanlagen auf die VNG Gasspeicher GmbH übertragen hat. Die VNG – Verbundnetz Gas AG 
ist damit nicht mehr Eigentümerin von Energieanlagen. 
 
Diese Auskunft gilt nur für den dargestellten Bereich und nur für die Anlagen der vorgenannten Unter-
nehmen, so dass noch mit Anlagen weiterer Betreiber gerechnet werden muss, bei denen weitere Aus-
künfte einzuholen sind! 
 
Bitte prüfen Sie, ob der dargestellte Bereich den Ihrer Anfrage enthält.  
[Auf einer Karte ist das Gemeindegebiet Mühlenbecker Land gekennzeichnet] 
 
Anhang – Auskunft Allgemein 
 
Ferngas Netzgesellschaft mbH (Netzgebiet Thüringen-Sachsen) 
VNG Gasspeicher GmbH 
Erdgasspeicher Peissen GmbH 
 
Im angefragten Bereich befinden sich keine Anlagen und keine zurzeit laufenden Planungen der/s oben 
genannten Anlagenbetreiber/s. 
Wir haben keine Einwände gegen das Vorhaben. 

  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. Keine Abwägung erforderlich. 
 

https://www.ewe-netz.de/geschaeftskunden/service/leitungsplaene-abrufen
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Weitere Anlagenbetreiber 
Bitte beachten Sie, dass sich im angefragten Bereich Anlagen Dritter befinden können, für die GDMcom 
für die Auskunft nicht zuständig ist. 
GDMcom verweist an dieser Stelle zur Einholung weiterer Auskünfte auf: 
EMB Energie Mark Brandenburg GmbH 
Büdnergasse 1 
14552 Michendorf 
sowie 
EWE Aktiengesellschaft 
Tirpitzstraße 39 
26122 Oldenburg 
 
Anhang – ONTRAS Gastransport GmbH 
 
Die beiliegende Schutzanweisung ist wesentlicher Bestandteil dieser Auskunft und zwingend zu 
beachten. 
 
Im angefragten Bereich – hier: innerhalb des Grenzen des räumlichen Geltungsbereichs zum Entwurf 
des Flächennutzungsplans der Gemeinde Mühlenbecker Land mit Stand vom 26.07.2024 – befinden 
sich die folgenden Anlagen des oben genannten Anlagenbetreibers sowie Anlagen der GasLINE. Die 
Aussage zu Anlagen der GasLINE erfolgt deshalb seitens der ONTRAS, weil die ONTRAS im Rahmen 
eines mit der GasLINE abgeschlossenen Dienstleistungsvertrages insoweit zur Beantwortung von An-
fragen verpflichtet ist. Der Geltungsbereich der Schutzanweisung erstreckt sich auch auf solche Anla-
gen, für die die ONTRAS Dienstleistungen erbringt. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. Zur Berücksichtigung der Leitungen und ihrer 
Schutzstreifen siehe weiter unten. 
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Die Anlagen liegen in der Regel mittig im angegebenen Schutzstreifen (ggf. abweichende Schutzstrei-
fenbreiten sind dem Bestandsplanwerk bzw. den digitalen Daten zu entnehmen): 
 

 
Im angefragten Bereich befinden sich folgende Grundstücke des oben genannten Anlagenbetreibers: 
 
Gemeinde                    Gemarkung                    Flur                    Flurstück 
Birkenwerder                123607                            13                       7/1, 121, 120 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. Der Flächennutzungsplan der Gemeinde Müh-
lenbecker Land beplant keine Grundstücke in der Gemeinde Bir-
kenwerder. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. Nicht Gegenstand des Flächennutzungsplans. 
 
 
Kenntnisnahme. Keine Abwägung erforderlich. 
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Die derzeitige ungefähre Lage dieser Anlagen entnehmen Sie bitte den anliegenden Planunterlagen. 
 
Die Angaben zur Lage der Anlagen sind so lange als unverbindlich zu betrachten, bis die tatsächliche 
Lage in der Örtlichkeit unter Aufsicht des zuständigen Betreibers/ Dienstleisters festgestellt wurde. Er-
forderliche Suchschachtungen sind durch den Antragsteller/ das Bauunternehmen in Handschachtung 
auf eigene Kosten durchzuführen. 
 
Zum aktualisierten Entwurf bestehen grundsätzlich keine Einwände. Zu beachten sind folgende 
Auflagen und (Korrektur-)Hinweise: 
1. Im Schutzstreifen dürfen für die Dauer des Bestehens der Anlage/n keine baulichen Anlagen er-

richtet oder sonstigen Einwirkungen vorgenommen werden, die den Bestand oder Betrieb der An-
lage/n vorübergehend oder dauerhaft beeinträchtigen/gefährden können. 

2. Die o.g. Ferngasleitungen sind als Hauptversorgungsleitungen in Ihren Unterlagen eingetragen. 
Wir gehen von einer lagerichtigen Übernahme der bereitgestellten Daten aus. 

3. Die o.g. Ferngasleitungen finden ebenfalls unter Punkt 10.5 „Leitungen der Ferngasversorgung“ in 
der Begründung Erwähnung. 

4. Wir bitten jedoch um die Korrektur der darin beschriebenen Schutzstreifen: 

 
In Ergänzung zur Nennung der den Geltungsbereich des Plangebiets querenden ONTRAS Ferngaslei-
tungen, entsprechender Schutzstreifen sowie der notwendigen Zustimmung der Eigentümerin/ Betrei-
berin für der Anlagen bitten wir ebenfalls um Weitergabe der folgenden Informationen/ Hinweise in der 
Begründung: 

• Bei einigen Anlagen bestehen über den Schutzstreifen hinaus Sicherheitsabstände zu bestimmten 
Objekten und Maßnahmen, die bei der Planung und Realisierung entsprechender Vorhaben zu 
berücksichtigen sind. 

• Die ONTRAS-Anlagen befinden sich in der Regel auf fremden Grundstücken, zu deren Mitbenut-
zung ONTRAS und von ihr beauftragte Dritte aufgrund von Vereinbarungen mit den Grundstücks-
eigentümern bzw. im Grundbuch eingetragener dinglicher Rechte berechtigt sind. 

• Nennung der ONTRAS Gastransport GmbH als Eigentümerin/Betreiberin v.g. Ferngasleitungen. 
 
5. Anhand der uns zur Stellungnahme eingereichten Planunterlagen ergeben sich im Bereich der v.g. 

Anlagen keine Nutzungsänderungen.  
Daher bestätigen wir Ihnen – mit Ausnahme der unter Punkt 3. dieser Stellungnahme genannten erfor-

derlichen Korrekturen und Ergänzungen – den aktualisierten Entwurf des Flächennutzungsplans 
der Gemeinde Mühlenbecker Land mit Stand vom 26.07.2024. 

 
Kenntnisnahme, Berücksichtigung. Die Ausführungen in der Be-
gründung werden korrigiert. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. Die Sachverhalte können in nachfolgenden 
Planverfahren angemessen Berücksichtigung finden, Konflikte 
können bewältigt werden. Es ist keine weitere Abwägung im Flä-
chennutzungsplanverfahren erforderlich. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. Den Hinweisen und Erfordernissen kann in 
nachfolgenden Planungs- und Genehmigungsverfahren Rech-
nung getragen werden. Keine weitere Abwägung erforderlich. 
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6. Zugleich weisen wir mit Bezug auf mögliche Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwick-
lung von Natur und Landschaft im Bereich der Schutzstreifen, u.a. zur Kompensation von Eingriffen 
in die Umwelt darauf hin, dass diese so zu gestalten sind, dass der Schutzstreifen jederzeit ohne 
Einschränkungen begehbar, befahrbar und sichtfrei ist. Niveauänderungen des Geländes oder An-
pflanzungen im Schutzstreifen der Ferngasleitung sind unzulässig. 
Ergänzend weisen wir insbesondere mit Bezug auf die im Umweltbericht zur Neuaufstellung des 
Flächennutzungsplans als biotopverbessernde und -erhaltende Maßnahmen genannten Vernäs-
sungsmaßnahmen darauf hin, dass diese Diagnose-/Änderungs-/Sicherungsmaßnahmen (sog. 
Folgemaßnahmen) nach sich ziehen können. 

7. Zur weiteren Information und Berücksichtigung bitten wir insbesondere um die Beachtung der Ab-
schnitte II. „Erkundigungspflicht und Zustimmungsverfahren“ sowie III. „Technologische Schutzbe-
stimmungen“ der beiliegenden Schutzanweisung. 

8. Mit Bezug auf die v.g. Punkte verweisen wir insbesondere auf die Abschnitte III./1. „Allgemeines“, 
III./6. „Pflanzungen“ und III./9. „Folgemaßnahmen an ONTRAS-Anlagen“ der beiliegenden Schutz-
anweisung. 

9. Vorgenommenen Änderungen sind uns zur erneuten Stellungnahme vorzulegen. 
10. Der oben genannte Anlagenbetreiber ist weiter an der Planung/dem Verfahren zu beteiligen. 
11. Nach Abschluss des Verfahrens ist uns der Beschluss zu übergeben. 
 
Bitte beachten Sie, dass GDMcom nur für einen Teil der Anlagen der GasLINE für eine Auskunft zu-
ständig ist. Im angefragten Bereich muss ggf. mit weiteren Anlagen/ Planungen der GasLINE bzw. an-
derer Anlagenbetreiber gerechnet werden. Sofern nicht bereits erfolgt, verweisen wir an dieser Stelle 
zur Einholung weiterer Auskünfte auf: 
GasLINE Telekommunikationsnetzgesellschaft deutscher Gasversorgungsunternehmen mbh & Co. KG 
über BIL - BUNDESWEITES INFORMATIONSSYSTEM ZUR LEITUNGSRECHERCHE 
https://portal.bil-leitungsauskunft.de/login 
 
Anlagen/mitgeltende Unterlagen:  
Leitungsschutzanweisung 
 
Anlagen/Pläne: 
Übersichtskarte 
 

11 Saferay operations GmbH 
 
Schreiben vom 10.12.2024 
Eingegangen am 10.12.2024 

Wir haben in den gekennzeichneten Bereich keine Leitungen liegen. Kenntnisnahme. Keine Abwägung erforderlich. 

12 1&1 Versatel GmbH Keine Stellungnahme.  
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13 DNS:NET GmbH 

 
Schreiben vom 10.12.2024 
Eingegangen am 10.12.2024 

vielen Dank für die Beteiligung unseres Hauses als Träger öffentlicher Belange im Rahmen Ihres o.g. 
Bauvorhabens. 
 
In dem Baugebiet befinden sich Rohr- und Kabelsysteme der DNS:NET mit den zugehörigen Anlagen. 
 
Diese Leitungen und Anlagen dürfen weder beschädigt, überbaut oder anderweitig gefährdet werden. 
Bitte beachten Sie die beigefügten Shape-Dateien (EPSG-Code 25833) und die Kabelschutzanweisung. 
Die DNS:NET hat keine weiteren Bedenken oder Anregungen vorzubringen. 
 
[Die benannten Unterlagen fanden sich im Anhang der E-Mail vom 10.12.2024] 

Kenntnisnahme. Die Leitungen sind bereits nachrichtlich in den 
Flächennutzungsplan übernommen. Die Hinweise aus der bei-
gefügten Kabelschutzanweisung können in nachgelagerten 
Planverfahren angemessen berücksichtigt werden. 
Keine Abwägung erforderlich. 

14 PLEdoc GmbH 
 
Schreiben vom 12.12.2024 
Eingegangen am 13.12.2024 

von der GasLINE GmbH sind wir mit der Wahrnehmung ihrer Interessen im Rahmen der Bearbeitung 
von Fremdplanungsanfragen und öffentlich-rechtlichen Verfahren beauftragt. 
 
Mit Bezug auf Ihre o.g. Anfrage teilen wir Ihnen mit, dass von uns verwaltete Versorgungsleitungen der 
GasLINE GmbH im angezeigten Projektbereich nicht betroffen werden. 
 
Maßgeblich für unsere Auskunft ist der im Übersichtsplan markierte Bereich. Dort dargestellte 
Leitungsverläufe dienen nur zur groben Übersicht. 
 
Wir weisen darauf hin, dass gemäß unseren Unterlagen in dem von Ihnen angefragten Bereich eine 
Produktenleitung / Kabelschutzrohranlage verläuft, die von nachfolgender Gesellschaft beauskunftet 
wird: GasLINE Schutzstreifentrasse in Zuständigkeit der ONTRAS Gastransport GmbH – 
https://portal.bil-leitungsauskunft.de/ 

Kenntnisnahme. Keine Abwägung erforderlich. 

15 Tele Columbus GmbH Keine Stellungnahme.  

16 Telekom Keine Stellungnahme.  

17 WasserNord GmbH Keine Stellungnahme.  

18 Wasser- und Bodenverband 
„Schnelle Havel“ 

Keine Stellungnahme.  

19 Zweckverband Fließtal 
 
Schreiben vom 23.01.2025 
Eingegangen am 23.01.2025 

die o.g. Anfrage zur Beteiligung zum Flächennutzungsplan der Gemeinde Mühlenbecker Land nehmen 
wir dankend zur Kenntnis. Es soll hiermit eine nachhaltige städtebauliche Entwicklung ermöglicht wer-
den und den Rahmen für die Entwicklung künftiger Bebauungspläne bilden. Gemäß der Begründung 
zum FNP-Entwurf besteht derzeit eine Entwicklungsoption von ca. 15,3 ha, welche bisher noch unbe-
baut sind, aber durch Bebauungspläne Bebauungen landesplanerisch zulässig wären. 
 
Verdichtungsflächen 
Des Weiteren besteht ein Verdichtungspotenzial durch derzeit unbebaute Grundstücke, durch Grund-
stücksteilungen und durch Nutzungsänderung der Freizeit- und Wochenendhäuser, verbunden mit Ab-
riss und Neubau von Ein- oder Mehrfamilienhäusern. Es wird hier grob geschätzt, dass ca. 880 
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Wohneinheiten hinzukommen könnten. Bis 2035 wird aber davon ausgegangen, dass nicht alle poten-
tiellen Ergänzungsparzellen für den Wohnungsbau genutzt werden, so dass von bis zu 500 zusätzlichen 
Wohneinheiten ausgegangen werden kann (davon 200 in Zühlsdorf, 170 in Mühlenbeck und 130 in 
Schildow). 
 
Durch die zunehmende Verdichtung u.a. durch Grundstücksteilungen müssen Abwassernetze verstärkt 
und nachgerüstet werden! Des Weiteren ist zu berücksichtigen, dass aufgrund der erhöhten Flächen-
versiegelungen bei Starkregenereignissen nicht mehr genügend versickerungsfähige Flächen vorhan-
den sind, um ein schadloses Abfließen/Versickern des anfallenden Niederschlagswassers zu ermögli-
chen. Es muss daher mit zunehmender Verdichtung geprüft werden, ob Flächen für eine Multifunktio-
nale Nutzung zur Verfügung stehen, ggf. sind diese umzubauen oder herzustellen! 
 
Erweiterungsflächen: 
Hinzu kommen noch ca. 26,3 ha (netto) Erweiterungsflächen für die Wohnsiedlungsentwicklung, davon 
ca. 20,20 ha in Mühlenbeck, 4,2 ha in Schönfließ und 1,9 ha in Schildow. Auf diesen Flächen soll auch 
Geschosswohnungsbau zugelassen werden. Folgende Erweiterungsflächen Wohnbebauung mit einer 
Größe von mehr als einem Hektar sind ausgewiesen: 
• Mühlenbeck/Summt, Katzensteg 
• Mühlenbeck/Feldheim 
• Mühlenbeck, westlich und östlich der Heidekrautbahn 
• Mühlenbeck, südlich der Schönfließer Straße 
• Mühlenbeck, Kastanienallee 
• Mühlenbeck, Blankenfelder Straße 
• Mühlenbeck, Groß-Stückenfeld 
• Schildow, Mozartstraße 
• Schönfließ, Dorflagen 
 
Folgende Flächen als Erweiterung Gewerbegebiet werden ausgewiesen: 
• „Am Hasensprung“ in südwestlicher Richtung ( 2,8 ha) 
 
In den angegebenen Erweiterungsflächen im FNP befinden sich keine Schmutz- bzw. Regenwasseran-
lagern vom Zweckverband „Fließtal“, so dass in diesen Gebieten die Abwasserentsorgung derzeit nicht 
gesichert ist. Durch die Bebauung und damit einhergehende Versieglung von derzeit unbefestigten Flä-
chen stehen diese nicht mehr als Versickerungs- und/oder Überflutungsflächen zur Verfügung! Daher 
wird es zwingend erforderlich in den Bebauungsplänen Flächen für eine Multifunktionale Nutzung mit 
auszuweisen! 
 
Fazit 
Bis 2035 ist davon auszugehen, dass nur ein Anteil von ca. 60 % der im FNP ausgewiesenen Erweite-
rungsflächen mit Wohnungen bebaut wird, so dass hier mit einem Zuwachs von ca. 480 Wohneinheiten 
(zzgl. der 500 aus den Verdichtungsflächen) zu rechnen ist. Es werden 2,23 Personen pro Wohneinheit 
angenommen, so dass Wohnraum für ca. 2100 Personen bis zum Jahr 2035 neu entsteht. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. Bei den nachfolgenden Planungen für zusätzli-
che Baugebiete kann jeweils den Belangen des Zweckverban-
des Fließtal entsprochen werden. Keine Abwägung erforderlich. 
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Es wird angenommen, dass bis zum Jahr 2035 eine Bevölkerung von ca. 17.000 – 18.000 Personen 
erreicht werden könnte. Für das zu erwartende Bevölkerungswachstum bis zum Jahre 2035 muss durch 
den Zweckverband „Fließtal“ die Entsorgungssicherheit für das Abwasser gewährleistet werden. Es ist  
zu berücksichtigen, dass durch den Zweckverband „Fließtal“, das derzeitige Abwassernetz verstärkt 
werden muss und gegebenenfalls Wohnbauflächen neu mit Abwasseranlagen erschlossen werden 
müssten. 
Wir weisen bereits jetzt darauf hin, dass die Entsorgungssicherheit bis zum Jahr 2035 durch den Zweck-
verband „Fließtal“ nur dann gewährleistet werden kann, wenn die Abnahme des Abwassers weiterhin 
durch die Berliner Wasserbetriebe (Klärwerk Schönerlinde) erfolgt! 
 
Abwasserentsorgung: 
Die Abwasserentsorgung ist zum derzeitigen Standpunkt für die Erweiterungsflächen und in den Nach-
verdichtungsflächen (insbesondere Grundstücksteilungen) nicht gesichert. Es ist davon auszugehen, 
dass insbesondere die Erweiterungsflächen einen längeren planerischen zeitlichen Vorlauf benötigen. 
Der Zweckverband „Fließtal“ ist rechtzeitig (so früh wie möglich) hinsichtlich der Regen- und Abwas-
sererschließung einzubeziehen, damit die Entsorgungssicherheit unsererseits gewährleistet werden 
kann. 
Beim Abschluss von städtebaulichen Verträgen mit der Gemeinde Mühlenbecker Land ist darauf zu 
achten, dass seitens der Vorhabenträger (Investoren) ein Erschließungsvertrag mit dem Zweckverband 
„Fließtal“ abgeschlossen werden muss. Ohne Erschließungsvertrag können wir keine Entsorgungssi-
cherheit für das Abwasser gewährleisten. Der Erschließungsvertrag regelt u.a. die Beteiligung an den 
Netzausbaukosten. Diese staffeln sich entsprechend dem Beschluss 01/168/24 vom 29.02.2024 wie 
folgt: 
• 3.000 € pro errichteter Wohneinheit unter 50 m² 
• 4.000 € pro errichteter Wohneinheit bis 60 m² 
• 5.000 € pro errichteter Wohneinheit von 60 m² bis 120 m² 
• 6.000 € größer als 120m² 
 
Forderungen zur Grauwassernutzung: 
Um eine nachhaltige Wassernutzung und die Schonung von Trinkwasserressourcen zu fördern, fordern 
wir die konsequente Umsetzung von Maßnahmen zur Grauwassernutzung in Neubauten und bei geeig-
neten Sanierungen. Hierzu ist die Trennung der Abwasserströme zwingend erforderlich, sodass Grau-
wasser aus Duschen, Badewannen, Waschbecken und Waschmaschinen separat von Schwarzwasser 
aus Toiletten abgeleitet werden kann. Die Leitungsführung muss farblich gekennzeichnet sein, um Ver-
wechslungen mit Trinkwasserleitungen zu vermeiden (z. B. nach DIN 2403). 
Die Planung und Ausführung von Grauwassersystemen ist ausschließlich durch Fachkräfte vorzuneh-
men und hat den anerkannten Regeln der Technik zu entsprechen, wie sie in den Normen DIN 1989-
1/-2, DIN EN 12056 und DIN EN 16941-2 festgelegt sind. Die Systeme müssen hygienische Anforde-
rungen erfüllen, insbesondere bei der Aufbereitung von Grauwasser mittels Filtration, biologischer Rei-
nigung und Desinfektion, sodass die Wasserqualität für die vorgesehene Nutzung sicher ist. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. Bei den nachfolgenden Planungen für zusätzli-
che Baugebiete kann jeweils den Belangen des Zweckverban-
des Fließtal entsprochen werden. Keine Abwägung erforderlich. 
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Der Betrieb und die Wartung der Anlagen sind regelmäßig durchzuführen und zu dokumentieren, um 
deren Funktionsfähigkeit und die hygienische Unbedenklichkeit des aufbereiteten Wassers sicherzu-
stellen. Grauwasser ist bevorzugt für Anwendungen wie Toilettenspülungen, Gartenbewässerung und 
andere nicht-trinkwasserrelevante Zwecke zu nutzen.  
Bei Neubauten ist die frühzeitige Integration von Grauwassersystemen bereits in der Planungsphase 
vorzusehen. In Bestandsgebäuden sollten bei größeren Umbauten und Sanierungen die Möglichkeiten 
einer Nachrüstung geprüft und, wo technisch und wirtschaftlich sinnvoll, umgesetzt werden. Ziel ist es, 
eine nachweisbare Einsparung von bis zu 50 % des Trinkwasserverbrauchs zu erreichen und gleichzei-
tig das Schmutzwasseraufkommen zu reduzieren 
 
Niederschlagswasserentsorgung: 
Der Zweckverband „Fließtal“ ist weiterhin in seinem Verbandsgebiet für die schadlose Beseitigung des 
Niederschlagswassers, welches auf öffentlichen Flächen anfällt, zuständig. Zur Beseitigung des Nie-
derschlagswassers werden u.a. Niederschlagsentwässerungsanlagen vom Verband als öffentliche Ein-
richtung betrieben und im Einvernehmen mit der Gemeinde als Straßenbaulastträger erneuert, erweitert 
und saniert. Insbesondere ist bei der Erweiterung von Wohnsiedlungsflächen frühzeitig zu prüfen, ob 
aufgrund der anstehenden Bodenverhältnisse eine vollständige Versickerung schadlos möglich ist. Bei 
der Nachverdichtung bestehender Wohnbauflächen ist dies ebenfalls zu berücksichtigen, da u.a. durch 
Grundstücksteilungen nicht mehr genügend unbefestigte Flächen zur schadlosen Versickerung des an-
fallenden Niederschlagswassers zur Verfügung stehen und somit die Gefahr von Überflutungen im öf-
fentlichen und privaten Bereich gegeben ist. Zielstellung sollte sein, das „Konzept der Schwammstadt“ 
bei der Verdichtung und Erhöhung der Wohnbauflächen im Mühlenbecker Land zu berücksichtigen und 
umzusetzen. Zukünftig sollte auch mehr Flächen mit Multifunktionaler Nutzung ausgewiesen werden! 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. Die Forderungen beziehen sich auf spätere 
Vorhabenplanung und sind nicht Gegenstand von Darstellungen 
des Flächennutzungsplans. Keine Abwägung erforderlich. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

20 Niederbarnimer Wasser- und Ab-
wasserzweckverband 
 
Schreiben vom 17.01.2025 
Eingegangen am 21.07.2025 

Keine Einwände. 
Bitte beachten Sie, dass die satzungsrechtlichen Bestimmungen des NWA hinsichtlich der wasserwirt-
schaftlichen Erschließung, insbesondere über Beiträge und Gebühren, Berücksichtigung finden. 

Kenntnisnahme. Keine Abwägung erforderlich. 

21.1 Berliner Wasserbetriebe 
 
Schreiben vom 08.02.2024 und 
Schreiben vom 23.01.2025 
Eingegangen am 23.01.2025 
 

 
 

Schreiben vom 08.02.2024 
über die Leitungsauskunft der Berliner Wasserbetriebe (BWB) haben Sie einen Lageplan erhalten. Zu 
den im südlichen Gemeindegebiet liegenden Anlagen der BWB möchten wir Ihnen Folgendes mitteilen.  
 
Im Bereich liegen drei Trinkwasserhauptleitungen mit übergeordneter Bedeutung. Des Weiteren liegen 
dort diverse Trinkwasserversorgungsleitungen, unter denen die Versorgungsleitung DN 200 in Richtung 
des Klärwerks Schönerlinde hervorzuheben ist. Alle Leitungen sind in Betrieb und auch weiterhin erfor-
derlich. 
 
Im Bereich liegen außerdem auch eine totgelegte sowie eine in Betrieb befindliche Abwasserdruckrohr-
leitung. 
Die in Betrieb befindliche Abwasserdruckrohrleitung ist auch weiterhin erforderlich. 
 

 
Kenntnisnahme. Die Leitungen von überörtlicher Bedeutung 
sind bereits nachrichtlich in den Flächennutzungsplan übernom-
men. Die Hinweise zum Umgang bzw. der Überplanung der Lei-
tungen können in nachgelagerten Planverfahren angemessen 
berücksichtigt werden. Keine Abwägung erforderlich. 
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Gegenüber der Bahnhofstraße 16 im Ortsteil Mühlenbeck befindet sich ein Betriebsgrundstück der BWB 
(Grünfläche). 
 
Baumaßnahmen an unseren Anlagen sind derzeit von den BWB nicht vorgesehen. Konkretere Angaben 
zu unseren Anlagen können erst nach Vorlage von Bebauungsplänen gemacht werden. 
 
Schreiben vom 23.01.2025 
die Berliner Wasserbetriebe (BWB) haben zum Flächennutzungsplan der Gemeinde Mühlenbecker 
Land mit Schreiben PB-B/Pa vom 08.02.2024. Dieses Schreiben gilt auch für o.g. Flächennutzungsplan 
mit integriertem Landschaftsplan der Gemeinde Mühlenbecker Land. 
 
Anhang: BWB-Bestandsplan 
Plan erstellt am 10.12.2024 
[Der Plan zeigt den BWB-Bestand in einem Ausschnitt des Gemeindegebiets Mühlenbecker Land] 
 

21.2 Berliner Wasserbetriebe – Team 
Geodienste 
 
Schreiben vom 09.12.2024 

 

im Bereich Ihrer Baumaßnahme befinden sich keine Anlagen der Berliner Wasserbetriebe. 
 
Bei Rückfragen bitten wir Sie die Anfragenummer mit auszuweisen, um eine kurzfristige Bearbeitung 
unsererseits zu unterstützen. 

Kenntnisnahme. Keine Abwägung erforderlich. 

22.1 Bundesnetzagentur Keine Stellungnahme.  

22.2 Bundesnetzagentur – Richtfunk 
 
Schreiben vom 10.12.2024 
Eingegangen am 10.12.2024 

Da eine Betroffenheit des Richtfunks durch die Planung unwahrscheinlich ist, erfolgt unsererseits keine 
weitere Bewertung. Ein möglicher Grund dafür ist:  
1. Die Baumaßnahme weist eine geringe Bauhöhe auf. Es handelt sich dabei um einen Bebauungs-

plan mit einer Bauhöhe von unter 20 Meter bzw. um eine Planung einer Solar- / Photovoltaik- 
Freifläche. Eine Richtfunk-Untersuchung zu solchen Planungen ist nicht erforderlich. 

2. Entweder ist die Bauhöhe unbekannt oder es handelt sich um eine Maßnahme mit einer unverän-
derten Bauhöhe. Zum Beispiel: Flurbereinigung, Landschafts- / Naturschutz, unterirdische Leitung 
oder Aufhebungsverfahren. 

3. Flächennutzungspläne, Regionalpläne, Raumordnungspläne oder Entwicklungsprogramme sind 
planungsrechtliche Maßnahmen, die sich in einem früheren Planungsstadium befinden. Im nach-
gelagerten Verfahren wird konkrete Baumaßnahme erneut angefragt. 

 

Kenntnisnahme. 

23 Stromnetz Berlin GmbH (initiative 
Stellungnahme über Leitungsab-
frage) 
 
Schreiben vom 13.12.2024 
Eingegangen am 13.12.2024 

auf dem von Ihnen angefragten Gebiet befinden sich keine Leitungen und Anlagen der Stromnetz Berlin 
GmbH. 
 
Für weitere Auskünfte, bezüglich ihrer Leitungsanfrage, wenden Sie sich bitte an den örtlichen Netzbe-
treiber des angefragten Bereiches. 
 

Kenntnisnahme. Keine Abwägung erforderlich. 
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Die Stromnetz Berlin GmbH verarbeitet Ihre personenbezogenen Daten im Einklang mit den geltenden 
Datenschutzvorschriften. Details zur Verarbeitung Ihrer Daten finden Sie unter folgenden Hinweisen 
zum Datenschutz: www.stromnetz.berlin/datenschutzerklaerung.  

WIRT - Wirtschaft  

01 Industrie- und Handelskammer 
Potsdam 

 Keine Stellungnahme.  

02 Handwerkskammer Potsdam Keine Stellungnahme.  

03 Kreishandwerkerschaft des Land-
kreises Oberhavel 

 Keine Stellungnahme.  

REL – Religiöse Gemeinschaften 

01 Evangelisches Pfarramt Mühlen-
beck-Schildow 

Keine Stellungnahme.  

02 Katholische Pfarrgemeinde St. 
Hildegard 

Keine Stellungnahme.  

03 Jüdische Gemeinde „Wiederge-
burt“ des Landkreises Oberhavel 
(Oranienburg) e.V. 

Keine Stellungnahme.  

SCHUL – Schulwesen 

01 Landkreis Oberhavel (s. UM03.) 
Belange des Fachdienstes  
Bildungsplanung 
 
Schreiben vom 21.01.2025 

[Gemeinsames Schrieben des Landkreises Oberhavel, siehe RO03, UM03, VERK04, V+E01, SI05] 
 
4. Belange des Fachbereiches Schulangelegenheiten 
4.1 Weiterführende Hinweise 
4.1.1. Hinweise 
 
Im Entwurf des FNP der Gemeinde Mühlenbecker Land Stand 26.07.2024 ist die Stellungnahme des 
FB zum Entwurf Stand 12/2023 unter Pkt. „SCHUL — Schulwesen“ angeführt worden (S. 53). 
 
Zwischenzeitlich hat sich folgender Sachstand ergeben: 
 
Der Landkreis Oberhavel hat eine schulentwicklungsplanerische Stellungnahme für die Plangebiete 2 
und 3 erarbeitet. Diese wird dem Ministerium für Bildung, Jugend und Sport (MBJS) zur Genehmigung 
vorgelegt und enthält die Errichtung einer Gesamtschule mit Gymnasialzug in der Gemeinde Mühlen-
becker Land im Ortsteil Schönfließ. 
 
Der für die Errichtung der Gesamtschule zum Schuljahr 2028/2029 notwendige Kreistags Beschluss soll 
in der Kreistagssitzung am 12.03.2025 herbeigeführt werden. Im Anschluss muss die Errichtung durch 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. Für den Flächennutzungsplan ergeben sich 
hieraus keine in die Abwägung einzustellenden Sachverhalte. 
Sobald die Schulform genehmigt ist, wird die Begründung ent-
sprechend angepasst. 

http://www.stromnetz.berlin/datenschutzerklaerung
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das MBJS genehmigt werden. Vorbehaltlich der Genehmigung folgt ein weiterer Errichtungsbeschluss 
für den Gymnasialzug zum Schuljahr 2030/2031, der ebenso vom MBJS genehmigt werden muss. 

IMMO – Immobilien- und Liegenschaftsverwaltung  

01 Brandenburgische Boden GmbH 
 
Schreiben vom 20.12.2024 
Eingegangen am 08.01.2025 
 

Die Brandenburgische Boden Gesellschaft für Grundstücksverwaltung und -verwertung im Auftrag des 
Eigentümers -Land Brandenburg- u.a. die ehemaligen Bodenreformflurstücke. 
 
Innerhalb des Plangebietes befinden sich einige Landwirtschafts- und Forstflächen in unserem Bestand. 
Da es sich bei dem Flächennutzungsplan um eine vorbereitende Bauleitplanung handelt und nach Ein-
sichtnahme in die Planung die land- und forstwirtschaftliche Nutzung in den entsprechenden Gebieten, 
ausgewiesen wurde, ist eine Stellungnahme unsererseits nicht erforderlich. Ein Erfordernis ergibt sich 
ggf. erst bei weiterführenden Bauleitplanungen. 
 
Wir bitten Sie, uns über evtl. Planungsänderungen auf dem Laufenden zu halten. 

Kenntnisnahme. Keine Abwägung erforderlich. 

02 Bundesanstalt für Immobilienauf-
gaben  

Keine Stellungnahme.  

03 Berliner Stadtgüter GmbH 
 
Schreiben vom 20.01.2025 
Eingegangen am 21.01.2025 
 

wir bedanken uns für die Möglichkeit, im Rahmen der öffentlichen Beteiligung zur Aufstellung des Flä-
chennutzungsplans (FNP) mit integriertem Landschaftsplan der Gemeinde Mühlenbecker Land Stellung 
zu nehmen. 
 
Die Berliner Stadtgüter GmbH (BSG) hat im Zuge diverser Treffen und Korrespondenz hierzu bereits 
vorgetragen. Wir verweisen insbesondere auf unsere letzte Stellungnahme vom 13.02.2024. Im Rah-
men der Beteiligung gem. § 4 Abs. 2 BauGB, § 2 Abs. 2 BauGB und § 5 Abs. 1 S. 1 BbgNatSchAG 
möchten wir die unsererseits bestehenden Bedenken zum aktuellen Entwurf erneut anführen und zu-
sätzliche Aspekte ergänzen. 
 
Die Berliner Stadtgüter GmbH ist als Flächeneigentümerin und Verpächterin/ Vermieterin von Grund-
stücken direkt von den geplanten Maßnahmen betroffen. Unser Eigentum in der Gemeinde Mühlenbe-
cker Land umfasst rund 270 ha, die überwiegend landwirtschaftlich genutzt werden. Daneben dienen 
die Flächen u. a. der ökologischen Aufwertung, der regenerativen Energiegewinnung und der Durch-
führung von Kompensationsmaßnahmen. Unsere Gesellschaft hat den Auftrag, Freiflächen nachhaltig 
zu sichern und ökonomisch wie ökologisch wertschöpfend zu nutzen, mit besonderem Augenmerk auf 
die Förderung der Landwirtschaft und die Siedlungsbegrenzung. 
 
Diese Leitlinien stehen in direktem Zusammenhang mit der nachfolgend dargestellten Stellungnahme. 
 
SPE-Flächen – zusätzliche Inanspruchnahme und geplante Umwandlung von Acker in Grünland 
Zu unserer Überraschung wurden im Rahmen des aktuellen Entwurfs weitere Flächen, die sich in un-
serem Eigentum befinden, als sogenannte „SPE-Flächen“ – Maßnahmeflächen zum Schutz, zur Pflege 
und zur Entwicklung von Natur und Landschaft – ausgewiesen. Dies betrifft neben der ohnehin schon 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. Zu dem Belang als Grundstückseigentümer 
siehe weiter unten. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es trifft zu, dass im östlichen Teil des Ortsteils Mühlenbeck zu-
sätzliche Flächen für SPE-Maßnahmen dargestellt sind. Entlang 
des Grabens der am östlichen Ortsrand von Mühlenbeck am be-
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vorgesehenen Inanspruchnahme zusätzliche Areale, für die eine Umwandlung von Acker in Grünland 
vorgesehen ist (vgl. Abb. 1). 
 
[Abb. 1 zeigt einen GIS-Ausdruck mit FNP-Planung und Ausweisung von Grünland/SPE-Flächen tlw. 
Auf BSG-Grundstücken (gelb umrandet)] 
 
Diese geplante Maßnahme lehnen wir u. a. aus folgenden Gründen ausdrücklich ab: 
1. Wertverlust der Flächen: 
Die Umwandlung von Acker in Grünland würde einen erheblichen Wertverlust für unsere Grundstücke 
bedeuten, der aus unserer Sicht in keiner Weise zu rechtfertigen ist. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
2. Betroffenheit langfristiger Landpachtverträge: 
Auf den betroffenen Flächen bestehen langfristige Landpachtverträge mit landwirtschaftlichen Betrie-
ben. Eine Umwandlung würde diese Verträge faktisch entwerten und sowohl die Pächter als auch un-
sere Gesellschaft erheblich schädigen. 
 
 
 
Wir fordern daher dringend, die geplante Umwandlung und zusätzliche Inanspruchnahme der Maßnah-
meflächen zu überdenken und die Interessen der Landwirtschaft sowie die rechtlichen und wirtschaftli-
chen Rahmenbedingungen zu berücksichtigen. 
 
 
 
 
Weißfläche – geplante Entnahme aus dem Landschaftsschutzgebiet (LSG) und Neubebauung 
Ein weiteres Anliegen betrifft das im Entwurf als Weißfläche dargestellte Gebiet, das nach erfolgreicher 
Entnahme aus dem Landschaftsschutzgebiet (LSG) einer Bebauung zugeführt werden soll. Auch diese 
Planung lehnen wir ausdrücklich ab. 
 
Landwirtschaftliche Flächen sind nicht nur für die regionale Lebensmittelproduktion von zentraler Be-
deutung, sondern leisten auch einen wichtigen Beitrag zum Klima- und Umweltschutz. Die geplante 
Überbauung widerspricht zudem dem Ziel einer flächensparenden Siedlungsentwicklung, das von der 

stehenden Gewerbegebiet, weiter durch landwirtschaftliche Flä-
chen und schließlich an der Kleingartenanlage Hasenheide ver-
läuft, werden Maßnahmen der Wiedervernässung von Flächen 
und zur Ortsrandeingrünung vorgesehen, die für anderweitige 
Baumaßnahmen in der Gemeinde als Ausgleichsmaßnahmen 
im Gemeindegebiet dienen. 
 
 
Die Maßnahme ist Teil der Ausgleichskonzeption des Land-
schaftsplans und des Flächennutzungsplans der Gemeinde 
Mühlenbecker Land, soll den ökologischen Zustand des Entwäs-
serungsgrabens verbessern zu einer Ortsrandeingrünung bei-
tragen. Ein Wertverlust entsteht nicht unmittelbar durch den Flä-
chennutzungsplan, da nicht in das Recht zur landwirtschaftli-
chen Nutzung des Bodens eingegriffen wird. Umgekehrt können 
SPE-Maßnahmen mit den betroffenen Landwirten und Grund-
stückseigentümern so vereinbart werden, dass keine finanzielle 
Beeinträchtigung entsteht. Große Teile der Flächen sind im Üb-
rigen bereits als Grünland genutzt. 
 
Der Flächennutzungsplan stellt die vorgesehene mittel- bis lang-
fristige Entwicklung des Gemeindegebiets dar. Weder beendet 
der Flächennutzungsplan aus sich heraus bestehende Pacht-
verträge, noch zwingt der Flächennutzungsplan die Flächenei-
gentümer zu einer Veräußerung. 
 
Die privaten Belange der Berliner Stadtgüter GmbH als Grund-
stückseigentümerin und der betroffenen Landwirte als Nutzer 
sind betroffen und perspektivisch beeinträchtigt. Im Sinne einer 
besseren Einbindung des Siedlungsraum von Mühlenbeck in die 
Landschaft und einer Aufwertung des natürlichen Zustands des 
Grabens wird an der Planung festgehalten. 
 
 
Die vorliegende Planung ist Ergebnis mehrfacher Alternativen-
prüfungen und Abwägungsentscheidungen. Diese Stelle ist in-
nerhalb des Gemeindegebiets am besten geeignet, einen Bei-
trag zum Wohnungsbau zu leisten und dem erheblichen Wohn-
raumbedarf zu begegnen. Hierzu trägt die unmittelbare Nähe 
der Fläche zu einem künftigen SPNV-Haltepunkt und zum 
grundfunktionalen Schwerpunkt der Gemeinde bei, aber auch 
die eher geringe Artenvielfalt auf der Fläche und ihre geringe 
naturschutzfachliche Wertigkeit. 
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Bundesregierung angestrebt wird. Eine Entnahme aus dem LSG mit anschließender Neubebauung 
würde außerdem irreversible Eingriffe in die Kulturlandschaft nach sich ziehen. 
 
Wir fordern daher, das betreffende Gebiet nicht aus dem LSG zu entnehmen und von einer Überbauung 
abzusehen. Es muss geprüft werden, ob bestehende Brachflächen oder andere, weniger schutzwürdige 
Areale für die geplante bauliche Entwicklung genutzt werden können. Wir verweisen nochmals auf Ver-
dichtungsmöglichkeiten im Innenbereich der Ortsgebiete. 
 
[Abb. 2 zeigt Ausschnitte aus der Begründung zum Flächennutzungsplan der Gemeinde Mühlenbecker 
Land (Stand 07/2024), S. 74. Links ist der Hauptplan mit Weißfläche zu sehen. Rechts die Zielplanung 
mit Ausweisung von Bauflächen und Umwandlung von Acker zu Grünland] 
 
Insgesamt, also unter Einbeziehung der o. g. SPE-Flächen, ist künftig der Entzug einer derzeit als 
Ackerland genutzten Fläche von ca. 17,65 ha (176.500 m²) vorgesehen! Davon liegen ca. 12,24 ha 
(122.400 m²) und damit knapp 70 % auf den Eigentumsflächen der BSG. 
In Anbetracht der Größe der betroffenen BSG-Flächen hätten wir uns mehr Informationen hierzu im 
Vorfeld beziehungsweise die frühere Einbindung in die Planung gewünscht. 
 
 
 
 
 
Weitere Kritikpunkte und Forderungen 
a) Ausweisung von Bauflächen auf BSG-Grundstücken im Ortsteil Mühlenbeck 
Wie bereits in unserer vorherigen Stellungnahme dargestellt, lehnen wir die Umwidmung von landwirt-
schaftlichen Flächen östlich der Verlängerung der Kastanienallee zur Bahnhofstraße und nördlich der 
Kleingartenanlage in Wohnbau-/Gewerbeflächen ab. Dies würde nicht nur einen erheblichen Verlust an 
wertvollem Ackerland bedeuten, sondern auch die Grundlage für die langfristige Verpachtung an land-
wirtschaftliche Betriebe und somit die regionale Lebensmittelproduktion gefährden. 
 
b) Verlängerung der Kastanienallee zur Bahnhofstraße 
Die ursprünglich geplante Verlängerung der Kastanienallee (vgl. BSG-Stellungnahme vom 13.02.2024) 
zerschneidet landwirtschaftliche Nutzflächen und führt zu einer starken Beeinträchtigung der Bewirt-
schaftungsmöglichkeiten. Wir halten an unserer Forderung fest, diese Planung nicht weiter zu verfolgen. 
 
Grunderwerb / Flächeninanspruchnahme 
Unabhängig von unseren Forderungen wären für die Umsetzung der Planung gemäß FNP-Entwurf er-
hebliche Flächen der Berliner Stadtgüter GmbH erforderlich. 
Die BSG-Grundstücke stellen eine wichtige strategische Flächenreserve dar. Unser Gesellschaftszweck 
schließt dementsprechend den Verkauf von Grundstücken bzw. Grundstücksteilen grundsätzlich aus. 
Möglich wäre – vorbehaltlich aller einzuholenden Gremienzustimmungen – ggf. in Einzelfällen ein Flä-
chentausch, verbunden mit wertigen Ausgleichzahlungen auf Basis eines objektiven Gutachtens. Das 

Der Belang der sparsamen und schonenden Inanspruchnahme 
von Grund und Boden sowie der Vorrang der Innenentwicklung 
sind in der vorliegenden Planung berücksichtigt. Siehe hierzu 
die zahlreichen anderen Wohnungsbauerweiterungsflächen, die 
im Rahmen der Planung geprüft, auf deren Beibehaltung 
schlussendlich aber verzichtet wurde. An dieser Stelle soll die 
Lagegunst genutzt werden, um zusätzlichen Wohnungsbau zu 
betreiben.  
 
Ein monokulturell betriebener Acker ist weder Kohlenstoffsenke 
noch Refugium für gefährdete Arten, der Beitrag zum Klima- und 
Umweltschutz daher im Übrigen gering. Der Wegfall an Flächen 
für die Lebensmittelproduktion ist zu berücksichtigen, allerdings 
im Kontext aller Ackerflächen im Raum Berlin-Brandenburg ver-
nachlässigbar. 
 
Es sei darauf hingewiesen, dass die Gemeinde ein klares Ent-
wicklungsziel für diese „Weißflächen“ – namentlich Wohn- bzw. 
Gewerbebauland – hat, diese allerdings rechtlich gesehen nicht 
Gegenstand des aktuellen Flächennutzungsplanverfahrens 
sind. Eine Abwägung ist daher insofern nicht erforderlich. 
 
 
Soweit hier die dargestellte Wohnbaufläche angesprochen wird, 
gelten die eben genannten Ausführungen. Soweit die von den 
Darstellungen des Flächennutzungsplans ausgenommenen Flä-
chen angesprochen werden, sind sie nicht Gegenstand der Flä-
chennutzungsplanverfahrens. 
 
 
Eine erneute Abwägung ist nicht erforderlich. An der Planung 
wird festgehalten. 
 
 
 
Kenntnisnahme. Die Darstellungen des Flächennutzungsplans 
verpflichten Grundstückseigentümer nicht zum Verkauf oder ei-
ner anderweitigen Veräußerung. Hierzu müsste in Vorbereitung 
auf eine bauliche Entwicklung eine Vereinbarung – etwa zu ei-
nem Flächentausch – erzielt werden. Das ist der Gemeinde 
Mühlenbecker Land bewusst. Eine Abwägung ist nicht erforder-
lich. 
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hierfür erforderliche Prozedere hatten wir der Gemeinde Mühlenbecker Land in vergangenen Gesprä-
chen bereits ausführlich erläutert. 
 
Weiterhin verweisen wir auf die aktuell bestehenden Miet- und Pachtverträge und machen darauf auf-
merksam, dass im Zusammenhang mit Kündigungen/Aufhebungen oder durch Einschränkungen in den 
Vertragsverhältnissen (z. B. künftige Mindererträge und/oder Unwirtschaftlichkeit) zusätzlich entspre-
chende Entschädigungen von den jeweiligen Vorhabenträgern zu leisten wären. 
 
 
 
Zusammenfassende Forderungen 
Wir bitten die Gemeinde Mühlenbecker Land, die aufgeführten Bedenken und Hinweise ernsthaft in ihre 
weiteren Planungen einzubeziehen. Insbesondere fordern wir: 
1. Den Verzicht auf die Umwandlung von Acker in Grünland sowie die zusätzliche Inanspruchnahme 

unserer Flächen als Maßnahmeflächen (SPE). 
2. Den Verzicht auf die Entnahme der Weißfläche aus dem LSG und deren Überbauung. 
3. Eine stärkere Gewichtung der Belange der Landwirtschaft und der Freiflächen im Sinne einer nach-

haltigen Stadt-Umland-Entwicklung. 
 
Für Rückfragen und weiterführende Gespräche stehen wir Ihnen selbstverständlich gerne zur 
Verfügung. 

 
Der Flächennutzungsplan beendet keine Eigentums-, Miet- oder 
Pachtverhältnisse. Durch eine Neudarstellung als Bauerwar-
tungsland erfährt der Grundstückseigentümer vielmehr wirt-
schaftliche Vorteile. Einem pachtenden Landwirt entstehen erst 
dann wirtschaftliche Nachteile, wenn ein Pachtverhältnis vorzei-
tig beendet wird. Eine Abwägung ist nicht erforderlich. 
 
 
 
 

04 Landesbetrieb Liegenschaften 
und Bauen 
 
Schreiben vom 14.01.2025 
Eingegangen am 14.01.2025 
 

Keine Einwände Kenntnisnahme. Keine Abwägung erforderlich. 
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II. Stellungnahmen der Nachbargemeinden und -städte 
 

 

Nr. Anregung von Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

01 Bezirksamt Pankow von Berlin [ÜBER SENAT VON BERLIN]  

02 Bezirksamt Reinickendorf von Berlin [ÜBER SENAT VON BERLIN]  

03 Land Berlin – Senatsverwaltung für Stadt-
entwicklung, Bauen und Wohnen 

Keine Stellungnahme.  

04 Stadt Hohen Neuendorf 
 
Schreiben vom 20.01.2025 
Eingegangen am 22.01.2025 
 
 

ich nehme Bezug auf Ihr Schreiben vom 09.12.2024, Beteiligung der Behörden und sons-
tigen Träger öffentlicher Belange im Sinne des § 4 Abs. 2 BauGB sowie der Nachbarge-
meinden gemäß § 2 Abs. 2 BauGB, zum (aktualisierten) Entwurf des Flächennutzungs-
plans der Gemeinde Mühlenbecker Land. 
 
Nach Prüfung der übersandten Unterlagen teile ich Ihnen folgendes mit: 
 
 
 
Die Stadt Hohen Neuendorf fordert hiermit, dass 
1) auch auf der bestehenden Sportfläche in Schönfließ (Sportpark Bergfelde) eine bau-

liche Erweiterung oder Änderung der baulichen Anlage möglich ist und die Darstel-
lung der Flächen als Grünfläche dem nicht entgegenstehen, 

 
 
 
 
 
 
2) die in dem Entwurf dargestellte Sondergebietsfläche mit der Zweckbestimmung Bil-

dung reduziert und die Darstellung für eine Sportanlage entsprechend erweitert bzw. 
für Freizeitsport dargestellt wird, 

 
zu 1) 
Die Stadt Hohen Neuendorf bedankt sich für die Berücksichtigung der Anregung aus der 
Beteiligungsrunde von Januar 2024. Die Darstellungen entsprechen nun eher dem Stand 
des Bebauungsplanes Nr. 08 für den Bereich des Sportparkes Bergfeldes in der Ortslage 
Schönfließ. 
 
In der wirksamen Ergänzung des FNP Schönfließ vom Mai 2018 (Anlage), die im Zuge 
der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 8 "Sportplatzanlage Schönfließ Nord" erfolgt 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Berücksichtigung. Die Darstellung als Grünfläche mit Zweckbestim-
mung – so wird in der Begründung ausdrücklich klargestellt – soll vor 
allem die Aussage haben, dass hier eine ungedeckte Sportanlage vor-
gesehen ist; im Unterschied zu einer gedeckten Sportanlage, die in-
nerhalb einer Sonderbaufläche entstehen müsste. Über die zulässige 
Versiegelung muss im Rahmen nachfolgender Bebauungsplanverfah-
ren entschieden und der erforderliche Ausgleich gegebenenfalls er-
bracht werden.  
 
Berücksichtigung. Die Sonderbaufläche erhält eine doppelte Zweckbe-
stimmung. 
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war, sind eine Fläche für Sport- und Spielanlagen sowie die zugehörige Fläche für Vor-
kehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen im Sinne des Bundes-Im-
missionsschutzgesetzes dargestellt. Entsprechend diesen Darstellungen im FNP wurden 
im Bebauungsplan Nr. 8 eine Fläche für Sportanlagen mit der Zweckbestimmung Sport-
platzanlage einschließlich überbaubarer Grundstücksfläche für das Funktionsgebäude 
sowie eine Fläche für Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen im 
Sinne des Bundes-Immissionsschutzgesetzes festgesetzt. 
 
In der Begründung zum Flächennutzungsplan (z.B. S. 47) erwarten wir eine Ergänzung, 
dass die Festsetzung des Bebauungsplanes Nr. 8 "Fläche für Sportanlagen" nach Ände-
rung des FNP aus der geplanten Darstellung "Grünfläche Sportanlage" entwickelt sein 
wird. 
 
Zu 2) 
In gemeinsamen Gesprächen zwischen der Stadt Hohen Neuendorf, dem Landkreis und 
der Gemeinde Mühlenbecker Land wurde in den vergangenen Monaten wiederholt über 
die Entwicklungsoptionen der Flächen zwischen bestehendem Sportpark und dem ge-
planten Schulstandort am Summter Weg erörtert. 
In diesen Gesprächen hat die Stadt Hohen Neuendorf stets ihr Interesse für eine Erwei-
terung des Sportparks in Richtung des geplanten Gymnasiumsstandortes bekundet. Der 
hier vorliegenden Darstellung kann die Stadt Hohen Neuendorf jedoch leider nicht zustim-
men. Mit dieser Darstellung würden die Nutzung und Errichtung baulicher Anlagen für den 
Freizeitsport auf den “Restflächen” den Entwicklungszielen des FNP entgegen stehen und 
wären folglich nicht zulässig. 
 
Ich bitte darüber hinaus um Prüfung der Erforderlichkeit einzelner Abgrenzungslinien in-
nerhalb der Grünfläche sowie nochmalige Prüfung des Verlaufs der Landschaftsschutz-
gebietsgrenze. 
 
In dem nachfolgenden Planausschnitt habe ich Ihnen die Anregungen gekennzeichnet: 
 
[Ausschnitt Entwurf FNP mit Markierungen im Bereich des Sportparks] 
 
Anregung zur Sonderbaufläche mit Zweckbestimmung Schule, Bildung: Reduzierung 
der Fläche  
Anregung zur Grünfläche; teilweise mit Zweckbestimmung (SPO) Sportanlage: Erweite-
rung um Restfläche und Prüfung der Erforderlichkeit der schwarzen Abgrenzungslinien 
Hinweis zur LSG-Grenze: Prüfung Verlauf in räumlicher Nähe zur Stadtgrenze von Hohen 
Neuendorf / Bergfelde 
 
[Ausschnitt LfU Kartendienst, auf dem das Landschaftsschutzgebiet LSG eingeblendet 
ist] 

 
 
 
 
 
 
 
 
Berücksichtigung. Eine entsprechende Ergänzung wurde vorgenom-
men. Die Entwicklungsgrundsätze wurden auf der Planzeichnung und 
in der Begründung erweitert. 
 
 
 
Berücksichtigung. Die Sonderbaufläche am Schulstandort erhält nun-
mehr eine doppelte Zweckbestimmung, um hinreichende Flexibilität in 
der Entwicklung des Standortes haben zu können. Dort können künfti-
gen in freier Wahl gedeckte und ungedeckte Sportanlagen sowie reine 
Schulgebäude entwickelt werden. 
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Weitere Anregungen oder Hinweise zum Entwurf des Flächennutzungsplanes werden 
nicht vorgetragen. 
 

05 Stadt Oranienburg 
 
 

Keine Stellungnahme.  

06 Gemeinde Birkenwerder Keine Stellungnahme. 
 

 

07 Gemeinde Glienicke Nordbahn 

 
Schreiben vom 04.02.2025 
Eingegangen am 07.02.2025 
 

Nach Durchsicht der Unterlagen teilen wir Ihnen folgendes mit:  

 

Zu o.g. Planung bestehen seitens der Gemeinde Glienicke/Nordbahn keine Bedenken. 

Kenntnisnahme. Keine Abwägung erforderlich. 

08 Gemeinde Wandlitz Keine Stellungnahme.  

 


